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Neue Herausforderungen durch die BAIT 

Nach längerer Konsultationsphase hat die BaFin am 6. November 2017 ihre 

„Bankaufsichtlichen Anforderungen an die IT“ (BAIT) veröffentlicht. Mit die-

sem Rundschreiben formuliert die Aufsicht ihre Erwartungshaltung zu 

Governance, Prozessen und Systemen in der IT vor dem Hintergrund wach-

sender Risiken aus der fortschreitenden Digitalisierung, dem starken Trend 

zur IT-Auslagerung und der unbeständigen Cyber-Bedrohungslage. Die in 

den MaRisk bereits formulierten IT-Anforderungen haben weiterhin Bestand 

und werden durch die BAIT weiter konkretisiert. 

Vor den BAIT standen Banken und Finanzinstitute vor dem Problem, dass 

teilweise nicht ausreichende Klarheit über die Anforderungen an die IT, so-

wie die technische und organisatorische Ausstattung bestand. Zum einen 

ergeben sich aus den MaRisk in Bezug auf die IT recht abstrakt und allge-

mein gehaltene Vorgaben, so dass eine Spezifizierung vielfach gewünscht 

wurde. Zum anderen hat die Deutsche Bundesbank, gemeinsam mit der 

BaFin, in vielfältigen Sonderprüfungen eine stabile Erwartungshaltung ent-

wickelt, die allerdings außerhalb dieser Prüfungen nicht verbindlich fixiert  

oder kommuniziert wurde. Mit den BAIT existiert nun ein Rahmen, der ein 

wesentlicher und verbindlicher Baustein der IT-Aufsicht sein wird. Dabei 

wird ein umfassender Bogen von der IT-Strategie und -Governance, über 

das Informationsrisiko- und Informationssicherheitsmanagement hin zu 

operativen Themenfeldern (Berechtigungen, Anwendungsentwicklung, Be-

trieb und Auslagerungen) gespannt.  

Da sich – laut Aufsicht – keine neuen Anforderungen ergeben und die For-

mulierungen nur klarstellender Natur sind, sind die BAIT mit Veröffentli-

chung gültig. Das Anschreiben sieht keine Umsetzungsfristen vor. Entspre-

chend groß ist das Interesse am Markt. Die Anforderungen der BAIT betref-

fen alle Institute und ihre IT-Dienstleister auch kleinere Häuser, die bisher 

wenige Berührungspunkte mit aufsichtsrechtlichen Prüfungen hatten. Somit 

sind bereits bei den laufenden Jahresabschlussprüfungen die BAIT als Maß-

stab für die Beurteilung der Angemessenheit der IT heranzuziehen.  

Bei Fragen auch zu möglichem Handlungsbedarf bei Jahresabschlussprüfun-

gen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

Ich wünsche Ihnen bei dieser Ausgabe eine interessante Lektüre, eine be-

sinnliche Adventszeit und ein erfolgreiches Jahr 2018.  

Christian Haas 

 

Editorial 

Christian Haas 

 

Tel: +49 69 75695 6507 

chaas@deloitte.de 

 

 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171106_BAIT.html
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I. Eigenmittelanforderungen 

EU-Parlament und EU-Rat – Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung 

der CRR (2015/0225 (COD)) vom 8. November 2017 

Im Vergleich zur Entwurfsfassung (vgl. FSNews 5/2017) ergaben sich mit 

dem Verordnungsvorschlag keine wesentlichen Änderungen. Neben redakti-

onellen Anpassungen wurden einige Begriffe geändert – der Begriff „ur-

sprünglicher Kreditnehmer“ wurde eingeführt, die Begriffe „Geschäft“ und 

„Fälligkeit“ in „Transaktion“ bzw. „Laufzeit“ geändert. Die Verordnung soll 

am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft treten und 

am 1. Januar 2019 verbindlich werden.  

EBA – Konsultationspapier RTS zu den Methoden der aufsichtlichen Konsoli-

dierung gemäß Art. 18 CRR (EBA/CP/2017/20) vom 9. November 2017 

Die EBA konkretisiert die Anforderungen an die aufsichtliche Konsolidierung 

für die in Art. 18 CRR definierten besonderen Beteiligungsverhältnisse. Die 

hierfür vorgeschlagenen Kriterien und Indikatoren gelten u.a. für die an-

teilsmäßige Konsolidierung von Tochterunternehmen, Beteiligungen unter 

einheitlicher Leitung oder Beteiligungen, die unter einem signifikanten Ein-

fluss stehen. Die Konsolidierungsmethoden werden anhand von Beispielen 

dargestellt. Maßnahmen, die die zuständigen Behörden für Zwecke des  

ICAAP oder SREP anordnen können, sind nicht Gegenstand des vorliegen-

den Entwurfs. Der Entwurf dient auch der Berücksichtigung einiger beson-

derer Step-in-Risiken. Zudem wird vorgeschlagen, dass die zuständige Auf-

sichtsbehörde Informationen zu Beteiligungsverhältnissen anfordern kann, 

um deren adäquate aufsichtsrechtliche Berücksichtigung zu überprüfen. Die 

Konsultationsfrist endet am 9. Februar 2018. Ergänzend zum Konsultations-

papier veröffentlichte die EBA am 9. November 2017 einen Bericht und eine 

Stellungnahme (EBA/OP/2017/13) zur aufsichtlichen Behandlung von ande-

ren Finanzintermediären, in dem Fragestellungen der Aufsichtsbehörden zur 

Auslegung der Begriffe „Finanzinstitute und Anbieter von Nebendienstleis-

tungen“ zusammengefasst werden. Außerdem sieht die EBA Klärungsbedarf 

zur aufsichtsrechtlichen Konsolidierung von Verbriefungszweckgesellschaf-

ten.  

EBA – Finale Leitlinien zur PD- und LGD-Schätzung sowie Behandlung von 

Positionsausfällen (EBA/GL/2017/16) vom 20. November 2017 

Im Vergleich zur Konsultationsfassung (vgl. FSNews 1/2017) wurden fol-

gende wesentliche Änderungen vorgenommen. Einige Definitionen wurden 

nicht in das finale Papier übernommen und andere wurden hinzugefügt. So 

wurden beispielweise die Definition zur Kalibrierung entfernt und die Be-

griffe PD- bzw. LGD-Kalibrierung aufgenommen. Für die Benutzung von Ri-

sikoparametern ist nach den finalen Leitlinien ein Nutzungstest verpflich-

tend vorzunehmen. Damit soll ein grundsätzlicher Gleichklang zwischen den 

Risikoparameterschätzungen für die Berechnung der Eigenmittelanforderun-

gen nach Säule I und Säule II erreicht werden, so dass v.a. im Risikoma-

nagement und bei anderen internen Entscheidungsprozessen zur Solvenz-

betrachtung nach Säule I konsistente Parameter verwendet werden. Etwas 

anderes soll nur in eng begrenzten Ausnahmen gelten, etwa wenn die Ab-

weichungen für den spezifischen Zweck angemessen sind, die Reihenfolge 

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-38-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-38-2017-INIT/de/pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%205_August_2017%20final.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2019694/Consultation+Paper+on+RTS+on+methods+of+prudential+consolidation+%28EBA-CP-2017-20%29
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2019694/Consultation+Paper+on+RTS+on+methods+of+prudential+consolidation+%28EBA-CP-2017-20%29
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1720738/Report+on+OFIs.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2019769/Opinion+on+OFIs+%28EBA-Op-2017-13%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2033363/Guidelines+on+PD+and+LGD+estimation+%28EBA-GL-2017-16%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2033363/Guidelines+on+PD+and+LGD+estimation+%28EBA-GL-2017-16%29.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial%20Services%20News_01_2017.pdf
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der Schuldner unverändert bleibt bzw. für interne Zwecke verwendete Para-

meter eine Spezifizierung erforderlich machen. Abweichungen sind in die in-

terne Berichterstattung aufzunehmen. Im Rahmen des Umgangs mit identi-

fizierten Schwächen bei der Schätzung von Parametern wird nur noch zwi-

schen Defiziten bei identifizierten Daten und methodischen Mängeln einer-

seits und relevanten Änderungen u.a. bei den Underwriting-Standards und 

beim Risikoappetit unterschieden. Die Quellen für zusätzliche Unsicherhei-

ten wurden ausgeweitet, z.B. auf fehlerhafte oder fehlende Daten zur Be-

rechnung des wirtschaftlichen Verlustes. In diesem Zusammenhang wurden 

auch die Anforderungen an den Umgang mit identifizierten Mängeln geän-

dert. Im Hinblick auf längerfristige Ausfallraten wurden die Regelungen zur 

PD-Schätzung sowie deren Kalibrierung u.a. in Bezug auf die Wertaufholung 

von Sicherheiten im Rahmen der LGD-Schätzung angepasst. Außerdem 

wurden z.B. die Abschnitte zur Behandlung von externen Ratings im Rah-

men von PD-Modellentwicklungen bzw. zur Berücksichtigung von Gebühren 

und Zinsen in Bezug auf die LGD-Schätzung angepasst. Die Anforderungen 

an die Berücksichtigung aktueller wirtschaftlicher Umstände bei der best-

möglichen Schätzung des erwarteten Verlustes (Expected Loss Best Esti-

mate – ELBE) sowie die Regelungen zur Überprüfung der vorgenommenen 

Schätzungen wurden ebenfalls geändert. Ergänzend zu den finalen Leitlinien 

veröffentlichte die EBA eine Auswirkungsstudie.  

EZB – Entwurf einer Leitlinie über die Verfahren für die Erhebung granularer 

Kredit- und Kreditrisikodaten (EZB/2017/38) vom 23. November 2017 

Die Leitlinie enthält Einzelheiten zu den Verpflichtungen der nationalen Auf-

sichtsbehörden zur Übermittlung von Kredit- und Referenzdaten zu Kontra-

henten, die gemäß der Verordnung EU/2016/867 bzw. EZB/2016/13 an die 

EZB zu übermitteln sind. Neben allgemeinen werden auch spezielle Anforde-

rungen an die Berichtspflichten sowie das Übermittlungsverfahren definiert.  

BaFin – Höchstverlustraten für durch inländische Wohnimmobilien und Ge-

werbeimmobilien besicherte Risikopositionen (BA 52-FR 1515-2015/0003) 

vom 24. November 2017 

Es wird festgestellt, dass die Höchstverlustraten für durch inländische 

Wohnimmobilien und Gewerbeimmobilien besicherte Risikopositionen für 

das Jahr 2016 gemäß CRR eingehalten wurden.  

II. Refinanzierung 

ESMA – Finaler Report technischer Empfehlungen, ITS und Leitlinien zur 

Verordnung über Geldmarktfonds (Money Market Funds – MMF) 

vom 13. November 2017 (ESMA34-49-103) 

Im Vergleich zur Konsultationsfassung (vgl. FSNews Juni 2017) wurden ne-

ben redaktionellen folgende materielle Änderungen vorgenommen. Die ITS 

umfassen nicht mehr die verpflichtende Anwendung eines Template für Ma-

nager von Geldmarktfonds mit Nettoinventarwert mit niedriger Volatilität 

(Low Volatility Net Asset Value MMFs – LVNAV). Die Angaben zu diesen wer-

den nunmehr in das von MMF-Managern zu verwendende Formular inte-

griert. Die Leitlinien werden im Wesentlichen um die Ab-

schnitte 5.6. bis 5.8. zur Festlegung gemeinsamer Bezugsparameter für 

http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1720738/EBA+Report+on+IRB+modelling+practices.pdf
http://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/en_ecb_2017_38_sign_f.pdf
http://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/en_ecb_2017_38_sign_f.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/BA/ae_171124_einhaltung_von_hoechstverlustraten_ba.html;jsessionid=C109EB8263362A0D7389031D825A0263.1_cid290
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/BA/ae_171124_einhaltung_von_hoechstverlustraten_ba.html;jsessionid=C109EB8263362A0D7389031D825A0263.1_cid290
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/BA/ae_171124_einhaltung_von_hoechstverlustraten_ba.html;jsessionid=C109EB8263362A0D7389031D825A0263.1_cid290
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-49-103_final_report_on_mmf_cp.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-49-103_final_report_on_mmf_cp.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-49-103_final_report_on_mmf_cp.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/FSNews%203_2017%20Juni.PDF
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Stresstestszenarien in Bezug auf die hypothetische Verbreiterung oder Ver-

engung der Spreads zwischen den Indizes erweitert. Darüber hinaus werden 

makro-systemische Schocks, die die Wirtschaft als Ganzes belasten, defi-

niert sowie gemeinsame Referenzstresstest-Szenarien eingeführt, deren Er-

gebnisse in die Berichterstattung einzubeziehen sind. Die ersten vierteljähr-

lichen Berichte sind im Oktober/November 2019 zu übermitteln.  

III. Risikomanagement 

1. Mindestanforderungen an das Risikomanagement 

EU-Amtsblatt – Verordnung zur Änderung der Verordnung EU/345/2013 

über EU-Risikokapitalfonds und der Verordnung EU/346/2013 über 

EU-Fonds für soziales Unternehmertum (EU/2017/1991) vom 25. Okto-

ber 2017 

Geändert werden sollen die Verordnungen EU/345/2013 und EU/346/2013. 

Diese enthalten gemeinsame Rahmenbedingungen für qualifizierte Risikoka-

pitalfonds (European Venture Capital Funds, EuVECA) und qualifizierte 

Fonds für soziales Unternehmertum (European Social Entrepreneurship 

Funds, EuSEF). Mit den Anpassungen der Ursprungsverordnungen wird be-

absichtigt, Risikokapitalinvestitionen in Europa zu beleben. Die Verordnung 

wurde am 10. November 2017 im EU-Amtsblatt L 293/1 ff. veröffentlicht 

und ist am 30. November 2017 in Kraft getreten. Sie gilt ab 

dem 1. März 2018.  

EU-Kommission – Entwurf einer Verordnung über die „EU-Cybersicherheits-

agentur“ (ENISA) und zur Aufhebung der Verordnung EU/526/2013 sowie 

über die Zertifizierung der Cybersicherheit von Informations- und Kommu-

nikationstechnik („Rechtsakt zur Cybersicherheit“) (COM (2017) 477 final) 

vom 4. Oktober 2017 

Veröffentlicht wurden der Verordnungsentwurf (vgl. FSNews Oktober 2017) 

in deutscher Sprache sowie eine Korrekturfassung, in der lediglich redaktio-

nelle Änderungen vorgenommen wurden. Auch der Anhang wurde zwi-

schenzeitlich in deutscher Sprache zur Verfügung gestellt. Die Verordnung 

soll am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft treten.  

EBA – Methodik zum EU-weiten Stresstest 2018 vom 17. November 2017 

Veröffentlicht wurde die bei der Durchführung des Stresstests 2018 zu ver-

wendende Methodik (zum Zeitplan siehe FSNews November 2017). Betrof-

fen sind im Wesentlichen die Bereiche Kredit-, Markt- und operationelle Ri-

siken sowie das Netto-Zinsergebnis. Erläutert bzw. ergänzt werden diese 

Anforderungen durch ein Beispiel und Zusammenfassungen der wesentli-

chen Aspekte sowie durch eine Übersicht der im Rahmen des Stress-

tests 2018 zu verwendenden Templates. In Anhang VI werden die Beson-

derheiten für Institute beschrieben, die national geltende Bilanzierungsrege-

lungen anwenden.  

  

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1991&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1991&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1991&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1991&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:115:0001:0017:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2013:115:0018:0038:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_1&format=PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_1&format=PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_1&format=PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_1&format=PDF
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_1&format=PDF
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial_Services_Newsletter_Okt_2017.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017PC0477R(01)&qid=1510132878570&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:0ae19c15-ae6f-11e7-837e-01aa75ed71a1.0005.02/DOC_2&format=PDF
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1869811/2018+EU-wide+stress+test+-+Methodological+Note.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/171114%2000%20FSNews%208%20November%202017%20final.pdf
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BaFin – Konsultation 15/2017 (WA) - MaComp: Entwurf der Überarbeitung 

des Rundschreibens 4/2010 (WA) - MaComp betreffend 

AT 3.1, BT 2, 6, 9, 10 und 12.2 (WA 31-Wp 2002-2017/0011) vom 2. No-

vember 2017 

Mit dem Entwurf wird das Rundschreiben 4/2010 (WA) zu den Mindestanfor-

derungen an die Compliance-Funktion und die weiteren Verhaltens-, Organi-

sations- und Transparenzpflichten nach den §§ 31 ff. WpHG für Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen (MaComp) insbesondere im Hinblick auf die 

zum 3. Januar 2018 in Kraft tretenden gesetzlichen Änderung durch die  

MiFID II überarbeitet. Die Überarbeitung betrifft neben den Anpassungen 

bestehender Module der MaComp zu allgemeinen Anforderungen an Zweig-

niederlassungen von Wertpapierdienstleistungsunternehmen, vertraglich 

gebundene Vermittler und Kapitalverwaltungsgesellschaften sowie zur Über-

wachung persönlicher Geschäfte auch die Aufnahme von neuen Modulen mit 

Regelungen zu Interessenkonflikten im Zusammenhang mit Staffelprovisio-

nen, Aufzeichnungspflichten bei Zuwendungen sowie zum Beschwerdema-

nagement. Des Weiteren wird das bisherige Modul zu den Anforderungen an 

Beratungsprotokolle gestrichen und durch Klarstellungen zur Bereitstellung 

einer sogenannten Geeignetheitserklärung an Kunden ersetzt. Die Konsulta-

tionsfrist endete am 30. November 2017. Ergänzend wurden eine Fassung 

veröffentlicht, in der die Änderungen kenntlich gemacht wurden, und eine 

Vorlage eines Beschwerdeberichtes nach Art. 26 Abs. 6 EU/2017/565 zur 

Verfügung gestellt.  

BaFin – Bankaufsichtliche Anforderungen an die IT (BAIT) (Rundschrei-

ben 10/2017) vom 6. November 2017 

Im Vergleich zur Entwurfsfassung (vgl. FSNews 2/2017) ergaben sich keine 

wesentlichen Änderungen. Die Änderungen betreffen das Informationssi-

cherheitsmanagement und die Anforderungen beim sonstigen Fremdbezug 

von IT-Dienstleistungen. Die Anforderung, ein Managementsystem für In-

formationssicherheit zu etablieren, ist weggefallen. Art und Umfang der Ri-

sikobewertung für den sonstigen Fremdbezug von IT-Dienstleistungen folgt 

nun dem Proportionalitätsgedanken. Darüber hinaus wurden die Anforde-

rungen zur Einbeziehung von Informationen über Subunternehmen von 

IT-Dienstleistern in die Risikobewertung des sonstigen IT-Fremdbezugs so-

wie zur Steuerung von Verträgen betreffend den sonstigen Fremdbezug von 

IT-Dienstleistungen gestrichen. Die Anforderungen der BAIT sind analog zu 

den MaRisk prinzipienorientiert formuliert, umfassen insgesamt acht The-

menbereiche und geben einen Rahmen für die Ausgestaltung der IT der In-

stitute vor. Die Vorgaben der MaRisk sowie die allgemeine Verpflichtung, bei 

der Ausgestaltung der IT-Prozesse und IT-Systeme auf gängige Standards 

abzustellen, bleiben hiervon unberührt. Das Rundschreiben trat am 6. No-

vember 2017 in Kraft und ist ab diesem Zeitpunkt verbindlich anzuwenden.  

  

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2017/kon_1517_wa_macomp.html;jsessionid=9BCAEA9E2808DE1738C53CCD2A02C854.2_cid390
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2017/kon_1517_wa_macomp.html;jsessionid=9BCAEA9E2808DE1738C53CCD2A02C854.2_cid390
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2017/kon_1517_wa_macomp.html;jsessionid=9BCAEA9E2808DE1738C53CCD2A02C854.2_cid390
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Konsultation/2017/kon_1517_wa_macomp.html;jsessionid=9BCAEA9E2808DE1738C53CCD2A02C854.2_cid390
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_170308_macomp.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0065&from=DE
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Konsultation/2017/dl_kon_1517_zu_konsultierende_module.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Konsultation/2017/dl_kon_1517_anlage_zu_bt_12-2.pdf?__blob=publicationFile&v=2
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R0565&from=DE
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rundschreiben/dl_rs_1710_ba_BAIT.pdf?__blob=publicationFile&v=50
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rundschreiben/dl_rs_1710_ba_BAIT.pdf?__blob=publicationFile&v=50
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSI-Financial-Services-News-02-2017.pdf
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2. Sanierung und Abwicklung 

EU-Kommission – Entwurf einer delegierten Verordnung zur Ergänzung der 

BRRD im Hinblick auf RTS zur Festlegung der Kriterien für die Methoden zur 

Bewertung einer unterschiedlichen Behandlung bei der Abwicklung 

(C(2017) 7436 final) vom 14. November 2017 

Festgelegt wird die Methodik, die zur Bewertung des Unterschieds anzuwen-

den ist, der zwischen der Behandlung von Anteilseignern oder Gläubigern 

eines in Abwicklung befindlichen Instituts und der Behandlung besteht, die 

diesen zuteil geworden wäre, wenn das Institut in ein reguläres Insolvenz-

verfahren eingetreten wäre. Außerdem werden Regelungen definiert, nach 

denen der Bewerter ein Verzeichnis über sämtliche Vermögensgegenstände 

und Forderungen erstellt und welche Bewertungsschritte der Bewerter ein-

zuhalten hat, um seine Beurteilung anzufertigen. Darüber hinaus werden 

Mindestinhalte des von ihm anzufertigenden Berichts festgelegt. Die Verord-

nung soll am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft 

treten.  

EU-Kommission – Entwurf einer delegierten Verordnung zur Ergänzung der 

BRRD durch RTS zur Präzisierung der Kriterien im Zusammenhang mit der 

Methode zur Bewertung der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten von In-

stituten oder Unternehmen (C(2017) 7438 final) vom 14. November 2017 

Präzisiert werden Kriterien nach Art. 36 BRRD, die zur Ermittlung der Vor-

aussetzungen für die Herabschreibung und Umwandlung von Kapitalinstru-

menten oder eine Abwicklung anzuwenden sind (vgl. zum EBA/CP/2014/38 

auch FSNews 1/2015). Darüber hinaus werden die Bereiche festgelegt, die 

dabei besondere Aufmerksamkeit erfordern. Außerdem werden die Bewer-

tungsstichtage, die zu verwendenden Informationsquellen und der Min-

destinhalt des Bewertungsberichts für die Abwicklungsbehörde bestimmt. 

Die Verordnung soll am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-Amts-

blatt in Kraft treten.  

EBA – Finaler Bericht – Empfehlung zur Einbeziehung von Unternehmen in 

die Sanierungsplanung der Gruppe (EBA/Rec/2017/02) vom 1. Novem-

ber 2017 

Im Vergleich zum ursprünglichen Konsultationspapier (vgl. FSNews 2/2017) 

ergeben sich lediglich redaktionelle Anpassungen. Die Empfehlungen sind 

zum 1. Januar 2018 zu beachten.  

FSB – Zwei Konsultationen zu vorgeschlagenen Leitlinien, um die Abwick-

lungsplanung zu unterstützen und die Abwicklungsfähigkeit zu fördern, 

vom 30. November 2017 

In dem Konsultationspapier zu „Grundsätzen für die Bail-in-Ausführung“ 

wird eine Reihe von Grundsätzen vorgeschlagen, die den Behörden bei der 

Umsetzung von G-SIB Bail-in-Abwicklungsstrategien helfen sollen. Darunter 

fallen u.a. Angaben zu den Instrumenten und Verbindlichkeiten im Rahmen 

des Bail-in-Verfahrens sowie um die Aussetzung oder Annullierung der No-

tierung von Wertpapieren und um Prozesse für die Übertragung von Füh-

rungs- und Kontrollrechten ebenso wie die Einrichtung eines neuen Vor-

stands für das Unternehmen. Das Konsultationspapier zu „Finanzierungs-

http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07436/COM_ADL(2017)07436_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07436/COM_ADL(2017)07436_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07436/COM_ADL(2017)07436_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07436/COM_ADL(2017)07436_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07438/COM_ADL(2017)07438_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07438/COM_ADL(2017)07438_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07438/COM_ADL(2017)07438_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/docs_autres_institutions/commission_europeenne/actes_delegues/2017/07438/COM_ADL(2017)07438_DE.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/886895/CP+on+draft+RTS+on+valuation+-+EBA-CP-2014-38.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial_Services_News_1_2015.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1770344/EBA-Rec-2017-02+%28Recommendation+on+coverage+of+entities+in+group+recovery+plans%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1770344/EBA-Rec-2017-02+%28Recommendation+on+coverage+of+entities+in+group+recovery+plans%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1770344/EBA-Rec-2017-02+%28Recommendation+on+coverage+of+entities+in+group+recovery+plans%29.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSI-Financial-Services-News-02-2017.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/P301117-1.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/301117-2.pdf
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strategien eines implementierbaren Lösungsplans“ beschäftigt sich haupt-

sächlich damit, die Fähigkeit eines Unternehmens zur Überwachung, Be-

richterstattung und Schätzung des Finanzierungsbedarfs bei der Abwicklung 

zu unterstützen und die Umsetzung der Finanzierungsstrategie zu erleich-

tern, sowie mit dem Zugang zu temporären öffentlichen Backstop-Finanzie-

rungsmechanismen und ordentlichen Zentralbankeinrichtungen als auch 

dem Informationsaustausch und der Koordinierung zwischen Behörden. Die 

Konsultationsfristen enden jeweils am 2. Februar 2018.  

3. Berichte, Marktuntersuchungen etc. 

EBA – Bericht über die Risikobeurteilung in Bezug auf das europäische Ban-

kensystem vom 24. November 2017 

Festgestellt wird im Wesentlichen, dass Widerstandsfähigkeit, Rentabilität 

und Vermögenslage weiter gestärkt wurden. Nach wie vor wird das derzei-

tige hohe Niveau der NPL-Bestände trotz seines Rückgangs 

von 5,4% auf 4,5% im Vorjahresvergleich zu Juni 2016 weiterhin als Her-

ausforderung erkannt und als besorgniserregend angesehen. Außerdem 

wurden geopolitische Risiken und Unsicherheiten (etwa die Brexit-Verhand-

lungen) möglicherweise als marktbeeinflussend wahrgenommen. Die Ge-

samtbilanzsumme der EU-Banken ging in einem 12-Monatszeitraum 

um 6,3% im Vorjahresvergleich zum 30. Juni 2017 zurück.  

IV. Kreditvorschriften 

EBA – Finale Leitlinien zu verbundenen Kunden gemäß 

Art. 4 Abs. 1 Nr. 39 CRR (EBA/GL/2017/15) vom 14. November 2017 

Nach den finalen Leitlinien wird im Vergleich zur Konsultationsfassung 

(vgl. FSNews 3/2016) wirtschaftliche Abhängigkeit bereits bei Rückzah-

lungsschwierigkeiten aufgrund finanzieller Schwierigkeiten oder beim Ausfall 

eines mit ihm verbundenen Kunden angenommen. Dies gilt auch dann, 

wenn diese nicht substanziell oder existenzbedrohend sind. Eine zusätzliche 

Überprüfung der wirtschaftlichen Abhängigkeit ist zwingend für Kredite ei-

nes einzelnen Kunden erforderlich, deren Gesamtsumme 5% des Kernkapi-

tals übersteigt. Die Leitlinien werden am 1. Januar 2019 verbindlich. Die 

CEBS-Leitlinien zur Einführung einer überarbeiteten Großkreditüberwachung 

werden zeitgleich aufgehoben.  

ESRB – Arbeitspapier zu Konsortialkrediten und CDS-Positionen (Nr. 58) 

vom 15. November 2017 

Untersucht wird der Einsatz von Credit Default Swaps (CDS) durch Banken. 

Grundsätzlich hat sich eine Steigerung der Absicherung von Risiken aus 

Konsortialverträgen durch Banken gezeigt. Diese bezogen sich insbesondere 

auf Kapitalanforderungen, Refinanzierung und Profitabilität. Hinsichtlich des 

in Anspruch genommenen CDS-Markts wurde festgestellt, dass die Banken 

auch risikoreichere Positionen zur Absicherung einsetzen, wobei Händler-

banken tendenziell mehr Hegde-Vereinbarungen eingehen als Nicht-Händ-

ler.  

  

http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2037825/Risk+Assessment+Report+-+November+2017.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2037825/Risk+Assessment+Report+-+November+2017.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2025808/Final+Guidelines+on+connected+clients+%28EBA-GL-2017-15%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2025808/Final+Guidelines+on+connected+clients+%28EBA-GL-2017-15%29.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte-Financial-Services-News-3-2016.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/37070/Guidelines-on-Large-exposures_connected-clients-and-schemes.pdf
https://www.esrb.europa.eu/pub/pdf/wp/esrb.wp58.en.pdf?8c85daa3ab8ecf9b6e4812b3b9809179
https://www.esrb.europa.eu/pub/pdf/wp/esrb.wp58.en.pdf?8c85daa3ab8ecf9b6e4812b3b9809179
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V. Geldwäscheprävention 

EU-Kommission – Delegierte Verordnung zur Änderung der delegierten Ver-

ordnung EU/2016/1675 im Hinblick auf die Aufnahme Äthiopiens in die Liste 

der Drittländer mit hohem Risiko in der Tabelle unter Nummer I des An-

hangs (C(2017) 7136 final) vom 27. Oktober 2017 

Mit der delegierten Verordnung wird Äthiopien in die Liste der Drittländer 

aufgenommen, die in ihren Systemen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 

Terrorismusfinanzierung strategische Mängel aufweisen und eine Bedrohung 

für das Finanzsystem der Europäischen Union darstellen. Die Verordnung 

soll am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft treten.  

FATF – Leitlinien zu Maßnahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Ter-

rorismusfinanzierung sowie zur finanziellen Inklusion vom 3. Novem-

ber 2017 

Die vorliegende Veröffentlichung ergänzt die bestehenden Leitlinien der 

FATF um bestimmte Aspekte der Sorgfaltspflichten für Institute bei der Prü-

fung von (Neu-)Kunden und Geschäftspartnern (Customer Due Diligence) 

mit dem Ziel, die Maßnahmen an die besonderen Bedürfnisse von Schwel-

len- und Entwicklungsländern anzupassen.  

FATF – Leitlinie: Informationsaustausch im privaten Sektor vom 3. Novem-

ber 2017 

Die finale Leitlinie der FATF dient dem Zweck, den Informationsaustausch 

zu Daten in Bezug auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zwischen 

Finanzinstituten derselben Gruppe sowie zwischen Instituten, die nicht der-

selben Gruppe angehören, zu fördern. Neben der Erläuterung von Hinder-

nissen für den Informationsaustausch (siehe praktische Beispiele zu einzel-

nen Ländern in Anhang I) werden Verfahren zum Informationsaustausch in 

Bezug auf Korrespondenzbanken, den Geld- und Vermögenstransfer, die 

elektronische Überweisung und Innovationen im Bereich des Informations-

austauschs dargestellt.  

FATF – Aktualisierung der Leitlinien zur Methodik zur Beurteilung der techni-

schen Konformität und der Wirksamkeit von AML/CFT-Systemen mit den 

Empfehlungen der FATF vom 15. November 2017 

Berücksichtigt wurden bei der Aktualisierung im Wesentlichen die Resolutio-

nen des UN-Sicherheitsrates zur Bekämpfung der Finanzierung von nuklea-

ren, biologischen und chemischen Waffen (sog. Proliferationsfinanzierun-

gen). Des Weiteren wurden Leitlinien zur Identifizierung anderer rechtlicher 

Vereinbarungen aufgenommen, die Express Trusts ähneln und daher beson-

deren Transparenzanforderungen zu unterziehen sein sollen.  

FATF – Aktualisierung der Empfehlung zu internationalen Normen zur Be-

kämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung vom 15. Novem-

ber 2017 

Die Änderungen der Empfehlung beziehen sich im Wesentlichen auf Klar-

stellungen der Anforderungen bezüglich der Weitergabe von Informationen 

im Zusammenhang mit ungewöhnlichen oder verdächtigen Transaktionen 

innerhalb von Finanzgruppen. Sie beinhaltet auch die Anforderungen an die 

http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7136-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7136-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7136-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7136-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/content/images/Updated-2017-FATF-2013-Guidance.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/content/images/Updated-2017-FATF-2013-Guidance.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/content/images/Updated-2017-FATF-2013-Guidance.pdf
https://www.waz.de/kultur/dolce-duello-bartoli-und-gabetta-reissen-das-publikum-in-essen-hin-id212658101.html
https://weboffices.de.deloitte.com/deloitte/FSI/FSI-Fachthemen/FSI%20Newsletter/Newsletter%202017/9_Dezember_2017/FATF%20–%20Leitlinien%20zu%20Maßnahmen%20zur%20Bekämpfung%20von%20Geldwäsche%20und%20Terrorismusfhttp:/www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/Private-Sector-Information-Sharing.pdf
https://weboffices.de.deloitte.com/deloitte/FSI/FSI-Fachthemen/FSI%20Newsletter/Newsletter%202017/9_Dezember_2017/FATF%20–%20Leitlinien%20zu%20Maßnahmen%20zur%20Bekämpfung%20von%20Geldwäsche%20und%20Terrorismusfhttp:/www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/Private-Sector-Information-Sharing.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/methodology/FATF%20Methodology%2022%20Feb%202013.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/methodology/FATF%20Methodology%2022%20Feb%202013.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/methodology/FATF%20Methodology%2022%20Feb%202013.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/pdfs/FATF%20Recommendations%202012.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/pdfs/FATF%20Recommendations%202012.pdf
http://www.fatf-gafi.org/media/fatf/documents/recommendations/pdfs/FATF%20Recommendations%202012.pdf
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Bereitstellung von Informationen an Filialen und Tochtergesellschaften, 

wenn dies für die Geldwäscheprävention erforderlich ist.  

VI. Anzeige-/Meldewesen, Zulassungsverfahren, Einlagensicherung 

Deutsche Bundesbank – AnaCredit - klarstellende Definition des Attributs 

„Ausstehender Nominalwert“ sowie der Einfluss auf die Meldegrenze (Rund-

schreiben 68/2017) vom 6. November 2017 

Erläutert werden die Bestandteile des sog. „ausstehenden Nominalwertes“ 

inkl. einer Negativabgrenzung solcher, die nicht als Bestandteile anzusehen 

sind. Bei rückständigen Beträgen sind jedoch u.a. auch überfällige Tilgungs-

zahlungen sowie Überfälligkeitszinsen zu berücksichtigen. Diese Klarstellun-

gen sind auch Grundlage zur Ermittlung der Überschreitung der Melde-

grenze eines Instruments. Es wird darauf hingewiesen, dass bei der erstma-

ligen Identifizierung der meldepflichtigen Instrumente vorhandene Wert-

minderungen oder Abschläge beim Ankauf von Forderungen nicht zu be-

rücksichtigen sind.  

Deutsche Bundesbank – AnaCredit – Publikation des Handbuches zu den 

AnaCredit-Validierungsregeln (Rundschreiben 70/2017) vom 13. Novem-

ber 2017 

Das Handbuch ergänzt die AnaCredit Anleitungen Teile 1 bis 3 (vgl. 

FSNews Juni 2017) sowie die AnaCredit Validierungsprüfungen der EZB 

(vgl. FSNews September 2017). Hierbei werden neben den Besonderheiten 

der verschiedenen Arten der Validierungsregeln auch Details zur referenziel-

len Integrität, Vollständigkeit und Konsistenz sowie mögliche Dateifehler be-

schrieben.  

VII. WpHG/Depot/Investment 

1. Richtlinie/Verordnung über Märkte für Finanzinstru-

mente - MiFID II/MiFIR 

EU-Amtsblatt – Delegierte Verordnung zur Ergänzung der MiFIR im Hinblick 

auf Auftragspakete (EU/2017/2194) vom 14. August 2017 

Über den Entwurf berichteten wir bereits in den FSNews September 2017. 

Nunmehr wurde die Verordnung im EU-Amtsblatt L 312/1 ff. veröffentlicht. 

Sie tritt am 18. Dezember 2017 in Kraft und ist ab dem 3. Januar 2018 ver-

bindlich.  

EU-Amtsblatt – Delegierte Verordnung zur Ergänzung der MiFIR durch RTS 

für indirekte Clearingvereinbarungen (EU/2017/2154) vom 22. Septem-

ber 2017 

Die Verordnung wurde am 21. November 2017 im EU-Amts-

blatt L 304/6 ff. ohne inhaltliche Änderung (vgl. FSNews Juli 2017) veröf-

fentlicht und tritt am 11. Dezember 2017 in Kraft. Sie wird verbindlich 

am 3. Januar 2018.  

  

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_06_rs_68.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_06_rs_68.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_06_rs_68.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_13_rs_70.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_13_rs_70.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Bundesbank/Aufgaben_und_Organisation/Rundschreiben/2017/2017_11_13_rs_70.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Service/Meldewesen/Bankenstatistik/Anacredit/anacredit_handbuch_validierungsregeln.pdf?__blob=publicationFile
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/FSNews%203_2017%20Juni.PDF
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%206_September_2017%20final.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2194&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2194&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%206_September_2017%20final.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2154&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2154&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2154&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial_Services_Newsletter_Okt_2017.pdf
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EU-Kommission – Entwurf einer delegierten Verordnung zur Ergänzung der 

MiFIR durch RTS zur Handelspflicht für bestimmte Derivate 

(C(2017) 7684 final) vom 17. November 2017 

In der vorliegenden Verordnung werden bestimmte Fixed-to-float-Zins- 

swaps und Index-CDS mit ausgewählten Laufzeiten (siehe Anhang) be-

nannt, die der Handelspflicht unterliegen. Die Handelspflicht für die betref-

fenden Derivate beginnt zum späteren Zeitpunkt aus 3. Januar 2018 oder 

dem für einzelne Derivatekategorien gesondert festgelegten Zeitpunkt.  

ESMA – Konsultation zur Änderung der delegierten Verordnung 

EU/2017/587 (RTS 1) (ESMA70-156-275) vom 9. November 2017 

Die Änderungen beziehen sich im Wesentlichen auf das in Art. 10 der Ver-

ordnung EU/2017/587 (vgl. FSNews 2/2017) festgelegte Konzept der 

„Kurse, die die vorherrschenden Marktbedingungen widerspiegeln“ in Bezug 

auf Instrumente, die dem vorgeschriebenen Tick-Größen-System unterlie-

gen. Tick-Größen-Systeme regeln den kleinstmöglichen Abstand zwischen 

zwei Preisstufen bei Aufträgen für ein Finanzinstrument im Auftragsbuch. 

Nunmehr sollen diese Kurse mit den für sie geltenden Mindestanleihegrößen 

verknüpft werden, um sicherzustellen, dass diese die vorherrschenden 

Marktbedingungen angemessen widerspiegeln. Die Konsultationsfrist endet 

am 25. Januar 2018.  

ESMA – Finaler Bericht zum Peer Review bestimmter Aspekte der Compli-

ance-Funktion nach MiFID I (ESMA42-111-4285) vom 29. November 2017 

Es wurde u.a. festgestellt, dass die nationalen Aufsichtsbehörden sich im 

Rahmen des Peer Review im Bereich der Compliance-Funktion darauf be-

schränkten zu prüfen, ob angemessene Richtlinien und Organisationsstruk-

turen vorhanden waren. Die ESMA erwartet hingegen auch, dass diesbezüg-

lich Risikobewertungen durchgeführt werden. Weiterhin wurde erkannt, 

dass fünf nationale Aufsichtsbehörden unzureichend bzw. nur teilweise ge-

prüft hatten, ob die Compliance-Funktion die Überwachung der Compliance-

Verpflichtungen sicherstellt. Teilweise wurden die regelmäßigen und Ad-hoc 

Berichtspflichten nur unzureichend geprüft.  

Bundesgesetzblatt – Dritte Verordnung zur Änderung der Wertpapierhan-

delsanzeige- und Insiderverzeichnisverordnung vom 2. November 2017 

Der Anwendungsbereich wurde neu konzipiert, so dass die Regelungen nun-

mehr auch anzuwenden sind für Veröffentlichungen nach der Marktmiss-

brauchsverordnung sowie Bedingungen, Art und Umfang der Mitteilungen, 

die ein Emittent oder Teilnehmer am Markt für Emissionszertifikate erfüllen 

bzw. abgeben muss. Außerdem passt die Änderungsverordnung im Wesent-

lichen die nationale Rechtslage an die Anforderungen an Veröffentlichungen 

nach der MAR und der delegierten Verordnung EU/2016/522 an. Diese be-

treffen v.a. Bekanntmachungen von Insidergeschäften und Meldungen der 

MTF- bzw. OTF-Emittenten. Die bisherigen Regelungen zu Art, Inhalt und 

Form der Veröffentlichung von Insiderinformationen und Geschäften werden 

aufgehoben, da diese nunmehr europarechtlich geregelt werden. Stattdes-

sen werden Anforderungen an die Art von Veröffentlichungen neu aufge-

nommen. Der Aufsichtsbehörde wird künftig ein Verarbeitungsrecht hin-

sichtlich der veröffentlichten Angaben zugestanden, sofern dies zur Trans-

http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7684-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7684-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7684-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7684-F1-DE-ANNEX-1-PART-1.PDF
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-156-275_cp_on_revised_rts_1.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-156-275_cp_on_revised_rts_1.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R0587&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSI-Financial-Services-News-02-2017.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma42-111-4285_peer_review_on_certain_aspects_of_the_compliance_function_under_mi-fid_i.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma42-111-4285_peer_review_on_certain_aspects_of_the_compliance_function_under_mi-fid_i.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/text.xav?SID=&tf=xaver.component.Text_0&tocf=&qmf=&hlf=xaver.component.Hitlist_0&bk=bgbl&start=%2F%2F*%5B%40node_id%3D'263661'%5D&skin=pdf&tlevel=-2&nohist=1
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/text.xav?SID=&tf=xaver.component.Text_0&tocf=&qmf=&hlf=xaver.component.Hitlist_0&bk=bgbl&start=%2F%2F*%5B%40node_id%3D'263661'%5D&skin=pdf&tlevel=-2&nohist=1
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:02014R0596-20160703&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0522&from=DE
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parenzförderung an organisierten Märkten erforderlich ist. Die Änderungs-

verordnung wurde am 10. November 2017 im BGBl. Teil I S. 3727 ff. veröf-

fentlicht und tritt am 3. Januar 2018 in Kraft.  

BaFin – Initial Coin Offerings: Hohe Risiken für Verbraucher vom 15. No-

vember 2017 

Hingewiesen wird auf hohe Risiken im Zusammenhang mit sog. Initial Coin 

Offerings (ICOs), die als neues Mittel der Kapitalaufnahme zur Finanzierung 

unternehmerischer Vorhaben dienen. Gewarnt wird u.a. vor mit ICOs ver-

bundenen Verlustrisiken bis hin zum Totalausfall, fehlender Regulierung und 

Schutz der Verbraucher, unzureichenden Informationen, hoher Volatilität 

i.F.v. großen Preisschwankungen sowie Betrugs- und Missbrauchsrisiken. 

Ergänzend hierzu veröffentlich die BaFin eine Verbraucherwarnung, in der 

auch auf besondere Geschäftspraktiken und Vertragsgestaltungen hingewie-

sen wird. Zwischenzeitlich wurden auch von der ESMA ähnliche Warnungen 

an Investoren gerichtet veröffentlicht, in denen vor hohen Risiken im Zu-

sammenhang mit dem Einsatz von ICOs gewarnt wird. Diese betreffen Risi-

ken im Allgemeinen und speziell solche, denen Unternehmen ausgesetzt 

sind.   

BaFin – Anhörung zur Allgemeinverfügung „Befreiung systematischer Inter-

nalisierer von der Quotierungspflicht bei illiquiden Finanzinstrumenten“ 

(WA 21-FR 1900-2017/0002) vom 15. November 2017 

Verfügt werden soll eine Befreiungsmöglichkeit zugunsten systematische In-

ternalisierer hinsichtlich der Verpflichtung, ihren Kunden auf Anfrage Kurs-

offerten in Bezug auf Schuldverschreibungen, strukturierte Finanzprodukte, 

Emissionszertifikate und Derivate anzubieten. Eine solche Befreiungsmög-

lichkeit soll u.U. vor allem gewährt werden für im Vergleich zum marktübli-

chen Geschäftsumfang große Aufträge, bei verbindlichen Interessensbekun-

dungen in Preisanfragesystemen und sprachbasierten Handelssystemen, bei 

besonderen Derivaten oder Finanzinstrumenten sowie bei Auftragspaketen, 

bei denen ein Teilauftrag ein Finanzinstrument betrifft, für das u.a. kein li-

quider Markt besteht. Die Allgemeinverfügung soll am 3. Januar 2018 in 

Kraft treten.  

BaFin – Ausnahmeregelung bei Nebentätigkeiten vom 16. November 2017 

Ab 2018 wird die MiFID II angewendet. Damit tritt u.a. die neue Ausnah-

meregelung im KWG für Nebentätigkeiten in den Bereichen Eigengeschäfte, 

Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen in Kraft.  

2. Verbriefungstransaktionen 

EU-Rat – Verordnung zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften über die 

Verbriefung, zur Schaffung eines europäischen Rahmens für eine einfache, 

transparente und standardisierte Verbriefung und zur Änderung der Mi-

FID II, Solvency II, 2011/61/EU und der Verordnungen EU/1060/2009 und 

EMIR (COM(2015)0472 – C8-0288/2015 – 2015/0226(COD)) vom 8. No-

vember 2017 

Die Verordnung wurde nunmehr in deutscher Sprache veröffentlicht. Inhalt-

lich haben sich zum vorangegangenen Verordnungsvorschlag 

(vgl. FSNews August 2017) keine wesentlichen Änderungen ergeben.  

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2017/fa_bj_1711_ICO.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2017/fa_bj_1711_ICO.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171109_ICOs.html;jsessionid=907EFEFAD277E508AAA63DC65F0FE5F5.1_cid363
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-157-829_ico_statement_investors.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-157-828_ico_statement_firms.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Aufsichtsrecht/Verfuegung/vf_171115_systematischeinternalisierer.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Aufsichtsrecht/Verfuegung/vf_171115_systematischeinternalisierer.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Aufsichtsrecht/Verfuegung/vf_171115_systematischeinternalisierer.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171116_mifid_II_ausnahmeregelung_nebentaetigkeiten.html
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014L0065&from=DE
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/PE-39-2017-INIT/de/pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%205_August_2017%20final.pdf
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3. Anlageberatung 

BaFin – Merkblatt zum Erlaubnisverfahren für eine OGAW-Kapitalverwal-

tungsgesellschaft nach § 21 KAGB vom 27. November 2017 

Das Merkblatt umfasst Erläuterungen sowohl zu den Mindestanforderungen 

an die Unterlagen und Angaben, die ein Erlaubnisantrag einer OGAW-Kapi-

talverwaltungsgesellschaft enthalten muss, als auch zur Erlaubnispflicht.  

Deutsche Bundesbank – Gemeinsames Informationsblatt der BaFin und der 

Deutschen Bundesbank zum Tatbestand der Anlageberatung vom Novem-

ber 2017 

Zunächst wird die Definition der aufsichtlich relevanten Anlageberatung 

konkretisiert und insbesondere negativ von Informationen an die Allgemein-

heit abgegrenzt. Außerdem werden u.a. die Tatbestandsmerkmale „Empfeh-

lung“, „Geschäfte mit bestimmten Finanzinstrumenten“ und „Kunden“ näher 

spezifiziert. Für die Beratung in Bezug auf Investmentvermögen werden Be-

sonderheiten hinsichtlich der möglichen Befreiung von der Erlaubnispflicht 

und die Anlageberatung im Rahmen einer anderen beruflichen Tätigkeit be-

schrieben.  

4. European Market Infrastructure Regulation – EMIR 

EU-Amtsblatt – Delegierte Verordnung zur Änderung der delegierten Ver-

ordnung EU/149/2013 im Hinblick auf RTS für indirekte Clearingvereinba-

rungen (EU/2017/2155) vom 22. September 2017 

Die Verordnung wurde am 21. November 2017 im EU-Amts-

blatt L 304/13 ff. ohne inhaltliche Änderung (vgl. FSNews 7/2017) veröf-

fentlicht und tritt am 11. Dezember 2017 in Kraft. Sie wird verbindlich 

am 3. Januar 2018.  

ESMA – Konsultation zu Leitlinien für die Positionsberechnung nach EMIR 

(ESMA70-151-819) vom 17. November 2017 

Dargestellt werden die Rahmenbedingungen für die Berechnung der Positio-

nen nach Art. 80 Abs. 4 EMIR durch Transaktionsregister. Hierbei wird nach 

Derivatekategorien und nach den an das Transaktionsregister gemeldeten 

Angaben zu Derivatekontrakten unterschieden. Insbesondere werden Rege-

lungen vorgestellt, die neben der Berechnungsmethodik u.a. auch Datenfor-

mate, verwendete Währungen, Identifikation und Behandlung von Ausrei-

ßern sowie den Zeitrahmen für die Umsetzung festlegen. Außerdem enthält 

das Papier auch Ausführungen zu den zu verwendenden Metriken und Di-

mensionen zu Zins-, Kredit- und Rohstoffderivaten. Die Konsultationsfrist 

endet am 15. Januar 2018.  

EBA – Variation Margin Exchange für physisch abgerechnete Devisentermin-

geschäfte nach EMIR vom 24. November 2017 

Die EBA informiert darüber, dass der Austausch der sog. Variation Margin 

für physisch abgerechnete Devisentermingeschäfte ab dem 3. Ja-

nuar 2017 ein wichtiger Bestandteil der weltweiten Regulierung ist und der 

Begrenzung des Kontrahentenrisikos von Handelspartnern bei Derivaten 

dient. Die europäischen Aufsichtsbehörden halten auch weiterhin an der 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/WA/mb_171127_erlaubnisverfahren_ogaw-21kagb.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/WA/mb_171127_erlaubnisverfahren_ogaw-21kagb.html
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_zum_tatbestand_der_anlageberatung.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_zum_tatbestand_der_anlageberatung.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_zum_tatbestand_der_anlageberatung.pdf?__blob=publicationFile
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2155&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2155&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2155&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial_Services_Newsletter_Okt_2017.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-151-819_consultation_paper_on_position_calculation.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-151-819_consultation_paper_on_position_calculation.pdf
https://esas-joint-committee.europa.eu/Pages/News/Variation-margin-exchange-for-physically-settled-FX-forwards-under-EMIR-.aspx
https://esas-joint-committee.europa.eu/Pages/News/Variation-margin-exchange-for-physically-settled-FX-forwards-under-EMIR-.aspx
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Umsetzungsverpflichtung fest, wenngleich die ESAs derzeit eine Überprü-

fung der einschlägigen RTS durchführt und entsprechende Änderungsent-

würfe erarbeitet.   

5. Ratingagenturen  

ESMA – Endorsement-Regelung für Drittstaaten-Ratings vom 17. Novem-

ber 2017 

Die ESMA hat zwei finale Berichte zur Endorsement-Regelung für Drittstaa-

ten-Ratings veröffentlicht, in denen sie Leitlinien für deren Anwendung der 

CRA-Verordnung aktualisiert. Der finale Bericht zur Aktualisierung der Leitli-

nien für die Anwendung der Endorsement-Regelung gemäß Art. 4 Abs. 3 der 

CRA (ESMA33-9-205) enthält eine Reihe von Änderungen und Klarstellun-

gen zu den bestehenden Leitlinien, die sich auf die Verpflichtungen der in-

dossierenden Ratingagentur, das Verhalten der Ratingagentur für Drittstaa-

ten und den Rechts- und Aufsichtsrahmen für Drittstaaten konzentrieren. 

Die Endorsement-Regelung ist eine Regelung im Rahmen der CRA-Verord-

nung, wonach von einer Ratingagentur aus Drittstaaten ausgestellte und 

von einer EU-Ratingagentur unter den strengen Voraussetzungen des Art. 4 

Abs. 3 CRA-Verordnung übernommene Ratings für aufsichtsrechtliche Zwe-

cke in der EU verwendet werden können. Die wichtigsten Änderungen, die 

durch die aktualisierten Leitlinien eingeführt wurden, beziehen sich u.a. auf 

die Pflichten der indossierenden CRA und die Aufsichtsbefugnisse der ESMA. 

Die Leitlinien werden ab dem 1. Januar 2019 verbindlich. Ferner hat die 

ESMA einen Technischen Hinweis zur regulatorischen Gleichwertigkeit von 

Ratingagenturen (ESMA33-9-207) finalisiert. Er bewertet den rechtlichen 

Aufsichtsrahmen von neun Ländern (Argentinien, Australien, Brasilien, Ka-

nada, Hongkong, Japan, Mexiko, Singapur und Vereinigte Staaten), die bis-

her für die Zwecke der Billigung und Äquivalenz als geeignet erschienen. 

Die CRA 3 soll am 1. Juni 2018 in Kraft treten.  

6. Sonstiges  

IOSCO – Bericht über Praktiken im Zusammenhang mit Kündigungen von 

Investmentfonds vom 23. November 2017 

Dargestellt werden bewährte Praktiken hinsichtlich freiwilliger Kündigungen 

eines Investmentfonds außerhalb von Insolvenzen. Die Grundsätze spiegeln 

die Ansätze der Aufsichtsbehörden wider und umfassen Vorschläge für die 

Beendigung von unbefristeten und geschlossenen Investmentfonds für pro-

fessionelle Anleger. Außerdem werden neben den Verfahren zur freiwilligen 

Kündigung bewährte Praktiken zum Zusammenschluss von Investmentfonds 

sowie für spezielle Arten von Investmentfonds dargestellt.  

BMF – Beantwortung von Anwendungsfragen zum Investmentsteuerge-

setz 2018 (IV C 1 - S 1980-1/16/10010 :010) vom 8. November 2017 

Beantwortet werden Fragen der DK und des BVI zu Haftungs- und Verfah-

rensfragen im kapitalertragsteuerlichen Zusammenhang mit der Umsetzung 

des InvStG am dem 1. Januar 2018.  

  

https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma33-9-205_final_report_on_the_application_of_the_cra_endorsement_regime_1.pdf
https://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjW5afs--XXAhXNl-AKHXdRDk8QFggnMAA&url=https%3A%2F%2Fwww.esma.europa.eu%2Fsystem%2Ffiles_force%2Flibrary%2F2016-1575_de.pdf%3Fdownload%3D1&usg=AOvVaw2SRjB2quwB7tebSOujjdME
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma33-9-207_technical_advice_on_cra_regulatory_equivalence_-_cra_3_update.pdf
http://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD588.pdf
http://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD588.pdf
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2017-11-08-anwendungsfragen-zum-investmentsteuergesetz-in-der-am-1-januar-2018-geltenden-fassung-InvStG-2018-dringliche-fragen-der-DK-sowie-des-BVI.pdf;jsessionid=B8D60A0DC4F5268A63AA3239461A1914?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Investmentsteuer/2017-11-08-anwendungsfragen-zum-investmentsteuergesetz-in-der-am-1-januar-2018-geltenden-fassung-InvStG-2018-dringliche-fragen-der-DK-sowie-des-BVI.pdf;jsessionid=B8D60A0DC4F5268A63AA3239461A1914?__blob=publicationFile&v=1
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VIII. Rechnungslegung 

EU-Amtsblatt – Verordnung EU/2017/1988 zur Übernahme der Änderungen 

an IFRS 4 vom 3. November 2017 

Der Verordnungsentwurf vom 6. Juli 2017 (vgl. FSNews 5/2017) zur Über-

nahme der in IFRS 4 enthaltenen Übergangsregelungen im Zusammenhang 

mit dem zeitlichen Auseinanderfallen der Erstanwendung von IFRS 9 und 

IFRS 17 sowie zur Erweiterung der Regelungen für Finanzkonglomerate 

wurde inhaltlich unverändert als finale Fassung im EU-Amtsblatt verkündet. 

Die Verordnung wurde am 9. November 2017 im EU-Amtsblatt L 291/72 ff. 

veröffentlicht und trat am 29. November 2017 in Kraft.   

EU-Parlament – Entscheidung über eine Verordnung zur Änderung der CRR 

in Bezug auf den Übergangszeitraum zur Verringerung der Auswirkungen 

der Einführung des IFRS 9 auf die Eigenmittel und der Auswirkungen der 

Behandlung von bestimmten nicht auf einheimische Währungen der Mit-

gliedstaaten lautenden Risikopositionen gegenüber dem öffentlichen Sektor 

als Großkredite (2016/0360 (COD)) vom 30. November 2017 

Über den Kompromissvorschlag des EU-Rates berichteten wir bereits in den 

FSNews Juli 2017. Zwischenzeitlich wurde eine Vereinbarung zwischen dem 

EU-Parlament und dem EU-Rat geschlossen auf Basis dessen der Text mit 

Änderungen nunmehr finalisiert und vom EU-Parlament mit Änderungen 

verabschiedet wurde. Im Vergleich zum Kompromisstext wurden im We-

sentlichen u.a. diejenigen Institute klarer bestimmt, denen es gestattet ist, 

einen Entlastungsbetrag als hartes Kernkapital anzurechnen, um negative 

Effekte aus der Einführung des IFRS 9 auszugleichen. Hierbei handelt es 

sich um Institute, die ihre Abschlüsse nach internationalen Rechnungsle-

gungsstandards aufstellen, ihre Vermögenswerte und Eigenmittel nach die-

sen bewerten oder mit diesen im Einklang stehen. Nunmehr wird der Ent-

lastungsbetrag im Standardansatz und im IRB-Ansatz gesondert aufgrund 

steuerlicher Abzugsfähigkeit der maßgeblichen Risikobeträge gemindert. 

Korrespondierend hierzu werden die Risikobeträge selbst vor Steuern ermit-

telt (Art. 473a Abs. 3 CRR-E). Des Weiteren wird im Rahmen der Günstiger-

prüfung zur Ermittlung des Entlastungsbetrags (Art. 473a Abs. 2 CRR-E) 

der Wertminderungsaufwand in Bezug auf Eigenkapitalinstrumente und An-

teile an OGAW nicht mehr erhöhend berücksichtigt. Die Skalierungswerte 

für den 5-jährigen Übergangszeitraum bleiben unverändert. Klargestellt 

wird, dass die Übergangsvorschrift auch dann genutzt werden darf, wenn 

die internationalen Rechnungslegungsvorschriften erstmals nach 2018 an-

gewendet werden. Den Instituten wird ein Wahlrecht zur Anwendung der 

Übergangsregelungen eingeräumt, dessen Ausübung während des Über-

gangszeitraums einmalig rückgängig gemacht werden kann. Die Entschei-

dung zur Inanspruchnahme der Übergangsvorschrift bzw. ihre Rückgängig-

machung ist offenzulegen. Die bisher geplante Ermächtigungsgrundlage der 

EBA zum Erlass von konkretisierenden Leitlinien zur Offenlegung über die 

Inanspruchnahme der Übergangsvorschriften wird bis zum 30. Juni 2018 

befristet. In Bezug auf die Vorschriften für Großkredite wurden lediglich re-

daktionellen Änderungen vorgenommen. Die Verordnung soll am Tag nach 

ihrer Veröffentlichung im EU-Amtsblatt in Kraft treten und am 1. Ja-

nuar 2018 verbindlich werden.   

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1988&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R1988&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%205_August_2017%20final.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2017-0468+0+DOC+PDF+V0//DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CONSIL:ST_9480_2017_INIT&qid=1498227605800&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Images/header_images/FSNews%204_2017%20final.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/commissions/econ/inag/2017/11-15/ECON_AG(2017)613530_EN.pdf
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EZB – Bericht – Vom SSM durchgeführte thematische Überprüfung zum 

IFRS 9 vom 24. November 2017 

Dieser Bericht legt die ersten quantitativen und qualitativen Ergebnisse der 

thematischen Überprüfung zum IFRS 9 für SIs und LSIs dar. Nach Auswer-

tung der Angaben werden die negativen Auswirkungen für SIs auf 40 und 

für LSIs auf 59 Basispunkte geschätzt. Außerdem wird festgestellt, dass 

sich die Umstellung auf IFRS 9 voraussichtlich auf Institute, die den Stan-

dardansatz anwenden, stärker auswirken wird als auf diejenigen, die ihr 

Kreditrisiko nach dem IRB-Ansatz messen.  

DPR – Prüfungsschwerpunkte 2018 vom 23. November 2017 

Die Prüfungsschwerpunkte umfassen u.a. auch die Konzernlageberichter-

stattung und Konzernerklärungen, im Rahmen derer v.a. die Angaben zu 

Diversifikationskonzepten fokussiert werden. Für nähere Ausführungen zur 

nichtfinanziellen Konzernlageberichterstattungspflichten nach HGB verwei-

sen wir auf unseren Beitrag in diesen FSNews.  

IX. Aufsichtliche Offenlegung 

EBA – Leitlinien für die Überwachung bedeutender Niederlassungen 

(EBA/GL/2017/14) vom 1. November 2017 

Im Vergleich zur Entwurfsfassung (vgl. FSNews 1/2017) wurden neben re-

daktionellen Änderungen und Klarstellungen u.a. der Anwendungsbereich 

und die Rahmenbedingungen der Leitlinien sowohl für Drittstaaten als auch 

für SSM-Zweigstellen präzisiert. Eingefügt wurden quantitative Kriterien zur 

Bewertung der Bedeutung für die finanzielle Stabilität des Aufnahmemit-

gliedstaats, für die relevanten Informationsquellen in Bezug auf den Inten-

sivierungstest sowie deren Ergebnisse und die Einbeziehung von Zweignie-

derlassungen in den ICAAP/ILAAP von Instituten. Die Leitlinien gelten ab 

dem 1. Januar 2018.  

X. Zahlungsverkehr 

EU-Amtsblatt – Delegierte Verordnung EU/2017/2055 zur Ergänzung der 

PSD2 durch RTS für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch 

zwischen zuständigen Behörden im Zusammenhang mit der Ausübung des 

Niederlassungsrechts oder des Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr 

durch Zahlungsinstitute vom 23. Juni 2017 

Die Verordnung (vgl. auch FSNews 4/2017) wurde ohne wesentliche Ände-

rungen im EU-Amtsblatt L 2947/1 am 11. November 2017 veröffentlicht 

und tritt am 1. Dezember 2017 in Kraft.  

EU-Amtsblatt – Leitlinie zur Änderung der Leitlinie EZB/2012/27 über ein 

transeuropäisches automatisiertes Echtzeit-Brutto-Express-Zahlungsver-

kehrssystem (TARGET2) (EZB/2017/28 bzw. EU/2017/2082) vom 22. Sep-

tember 2017 

Neben redaktionellen Anpassungen und neu eingeführten Begriffsbestim-

mungen wurde eine Regelung dahingehend eingeführt, dass Zahlungen von 

sog. suspendierten Teilnehmern nur noch auf Weisung von behördlich bzw. 

gerichtlich bestellten Vertretern akzeptiert werden. Außerdem wurden die 

Anhänge II (Harmonisierte Bedingungen für die Teilnahme an TARGET2) 

https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/letterstobanks/shared/pdf/2017/ssm.reportlsi_2017.de.pdf?82f1051c7f717b5dae9e82b7badb14e9
https://www.bankingsupervision.europa.eu/banking/letterstobanks/shared/pdf/2017/ssm.reportlsi_2017.de.pdf?82f1051c7f717b5dae9e82b7badb14e9
http://www.frep.info/docs/pressemitteilungen/2017/20171123_pm.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1699755/EBA-GL-2017-14++%28Final+Report+on+Guidelines+on+supervision+of+significant+branches%29.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1699755/EBA-GL-2017-14++%28Final+Report+on+Guidelines+on+supervision+of+significant+branches%29.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial%20Services%20News_01_2017.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2055&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2055&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2055&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2055&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2055&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Images/header_images/FSNews%204_2017%20final.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017O0028&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017O0028&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017O0028&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017O0028&from=DE
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und IV (Abwicklungsverfahren für Nebensysteme) entsprechend angepasst. 

Ergänzend hierzu wurden die Anpassungen der Leitlinie durch Beschluss der 

EZB zur Änderung des Beschlusses EZB/2007/7 über die Bedingungen von 

TARGET2-EZB (EZB/2017/30 bzw. EU/2017/2081) in den TARGET2-Bedin-

gungen nachvollzogen. Die Leitlinie und der Beschluss wurden am 14. No-

vember 2017 im EU-Amtsblatt L 295/89 ff. und 97 ff. veröffentlicht und tra-

ten jeweils am 13. November 2017 in Kraft.  

EU-Amtsblatt – Verordnung zur Änderung der Verordnung EU/795/2014 zu 

den Anforderungen an die Überwachung systemrelevanter Zahlungsver-

kehrssysteme (EZB/2017/32 bzw. EU/2017/2094) vom 3. November 2017 

Im Vergleich zur ursprünglichen Entwurfsfassung (vgl. FSNews 1/2017) 

wurden u.a. eine Verpflichtung zur Kooperation der SIPS-Betreiber mit der 

Aufsichtsbehörde sowie detailliertere Definitionen zu direkten und indirekten 

Teilnehmern neu eingefügt. Außerdem wurden Neuregelungen zur Organi-

sation der Überwachungstätigkeit und zum Austausch vertraulicher Daten 

innerhalb des Systems der EU-Zentralbanken sowie Übergangsvorschriften 

für SIPS-Betreiber definiert. Die Änderungen wurden im EU-Amtsblatt 

L 299/11 ff. am 16. November 2017 veröffentlicht und traten am 6. Dezem-

ber 2017 in Kraft. Ergänzend hierzu verabschiedete die EZB einen Beschluss 

zur Methodik für die Berechnung von Sanktionen bei Verstößen gegen die 

o.g. Anforderungen. Außerdem regelt die EZB in einem weiteren Beschluss 

die Verfahrensfragen für die Anordnung von Korrekturmaßnahmen bei 

Nichteinhaltung der Überwachungsanforderungen.  

EU-Kommission – Entwurf einer delegierten Verordnung zur Ergänzung der 

PSD2 durch RTS für eine starke Kundenauthentifizierung und für sichere of-

fene Standards für die Kommunikation (C(2017) 7782 final) vom 27. No-

vember 2017  

Im Vergleich zur konsultierten Entwurfsfassung (vgl. FSNews 2/2017) wur-

den u.a. besondere Anforderungen an die alle drei Jahre durchzuführende 

Prüfung der erforderlichen Sicherungsmaßnahmen für diejenigen Zahlungs-

dienstleister eingeführt, die von einer starken Kundenauthentifizierung ab-

sehen. Deren Prüfer muss demnach u.a. über besondere Fachkenntnisse in 

den Bereichen IT-Sicherheit und Zahlungsverkehr verfügen. Hinsichtlich der 

Erleichterung, im kontaktlosen elektronischen Zahlungsverkehr von einer 

starken Kundenauthentifizierung abzusehen, wurden die Mindestanforde-

rungen erweitert, sodass eine Erleichterung nunmehr u.a. nur dann zulässig 

ist, wenn die Zahlungsvorgänge der Vergangenheit nicht über 150 Euro hin-

ausgehen. Neu eingefügt wurden Regelungen zu wiederkehrenden Zah-

lungsvorgängen, von Unternehmen genutzten sicheren Zahlungsprozessen 

und -protokollen sowie zur Aufhebung von Ausnahmen aufgrund der Trans-

aktionsrisikoanalyse. Neu definiert bzw. erweitert wurden die Anforderun-

gen an die Transaktionsrisikoanalyse, Zugangsschnittstellen und -schnitt-

stellenoptionen. In diesem Zusammenhang wurden auch neue Anforderun-

gen speziell an dezidierte Schnittstellen und Notfallmaßnahmen aufgenom-

men. Dem Entwurf wurde ein Anhang beigefügt, in dem die Referenzbe-

trugs- und Ausnahmeschwellenwerte für die Transaktionsrisikoanalyse ver-

merkt sind. Die Verordnung soll am Tag nach ihrer Veröffentlichung im EU-

Amtsblatt in Kraft treten und 18 Monate später verbindlich werden.  

http://www.ecb.europa.eu/ecb/legal/pdf/celex3a32017d00303ade3atxt.pdfr
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2094&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2094&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2094&from=DE
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial%20Services%20News_01_2017.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017D0035&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017D0033&from=DE
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7782-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7782-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7782-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7782-F1-DE-MAIN-PART-1.PDF
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSI-Financial-Services-News-02-2017.pdf
http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/3/2017/DE/C-2017-7782-F1-DE-ANNEX-1-PART-1.PDF
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EBA – Finaler Entwurf von Leitlinien zur PSD2 über die für die Zulassung 

von Zahlungsinstituten und E-Geldinstituten bereitzustellenden Informatio-

nen sowie für die Eintragung von Kontoinformationsdienstleistern 

(EBA/GL/2017/09) vom 8. November 2017 

Die finale Leitlinie (vgl. FSNews August 2017) steht nunmehr in deutscher 

Sprache zur Verfügung.  

BaFin – Merkblatt – Hinweise zum Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) 

vom 29. November 2017 

Das Merkblatt wurde an die ab Januar 2018 geänderte Rechtslage in Bezug 

auf die Aufsicht über Zahlungsdienstleistungsinstitute neu gefasst. Einge-

gangen wird u.a. auf die verschiedenen Formen von Zahlungsdienstleistun-

gen, Tätigkeiten von E-Geld-Instituten und deren Erlaubnispflichten. Außer-

dem wurde auch eine Anzeigentabelle veröffentlicht, mit deren Hilfe Anzei-

gen nach § 2 Abs. 2 ZAG in der ab dem 13. Januar 2018 geltenden Fassung 

für Zahlungsvorgänge, die auf Zahlungsinstrumenten beruhen, deren Ge-

samtwert innerhalb der vergangenen zwölf Monate 1 Mill. Euro überschrit-

ten, abzugeben sind. Das veröffentlichte Merkblatt ersetzt das Merkblatt 

vom 22. November 2011.  

BaFin – CFD-Handel: BaFin veröffentlicht Leitlinien zum Nachschusspflicht-

verbot vom 29. November 2017 

Veröffentlicht werden Leitlinien, anhand derer die Vertragsbedingungen an-

gepasst werden können, damit sichergestellt wird, dass künftig keine Kon-

trakte mit Nachschusspflicht an Privatanleger angeboten werden und damit 

das entsprechende aufsichtliche Verbot eingehalten wird (vgl. auch 

FSNews 2/2017 und Juli 2017).  

XI. Aufsichtsregime und Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden 

EU-Amtsblatt – Verordnung zur Änderung der Verordnung EU/2157/1999 

über das Recht der EZB, Sanktionen zu verhängen (EZB/2017/34 bzw. 

EU/2017/2095) vom 3. November 2017 

Neu eingerichtet wird eine unabhängige Untersuchungsstelle, die entschei-

det, ob ein Übertretungsverfahren einzuleiten ist. Dieser gehören auch Mit-

arbeiter der EZB oder externe Sachverständige an, die als sog. Untersu-

chungsbeauftragte bestellt werden. Die Verordnung wurde am 16. Novem-

ber 2017 im EU-Amtsblatt L 299/22 ff. veröffentlicht und trat am 6. Dezem-

ber 2017 in Kraft.  

XII. Versicherungen 

EU-Kommission – Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung der MiFID II- 

und der Solvency II (COM 2017 537 final) vom 20. September 2017 

Nach der Solvency II-Richtlinie ist es möglich, die Solvabililtätskapitalanfor-

derung („SCR“) anstelle der Standardformel mittels eines internen Modells 

zu berechnen. Dieses bedarf nach § 100 Abs. 5 VAG der Genehmigung 

durch die Aufsichtsbehörde. Dabei weisen die Vorgaben der zuständigen, 

nationalen Aufsichtsbehörden zum Teil große Unterschiede auf. Als proble-

matisch erweisen sich insbesondere gemeinsame Vorgaben bezüglich grup-

peninterner Modelle bei grenzüberschreitenden Versicherungsgruppen, da 

http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2015792/Guidelines+on+Authorisations+of+Payment+Institutions+%28EBA-GL-2017-09%29_DE.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2015792/Guidelines+on+Authorisations+of+Payment+Institutions+%28EBA-GL-2017-09%29_DE.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2015792/Guidelines+on+Authorisations+of+Payment+Institutions+%28EBA-GL-2017-09%29_DE.pdf
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/2015792/Guidelines+on+Authorisations+of+Payment+Institutions+%28EBA-GL-2017-09%29_DE.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%205_August_2017%20final.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/mb_111222_zag.html;jsessionid=ECB49AB7FFC1B8D2D509A12BE35C5B0D.1_cid290
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/mb_111222_zag.html;jsessionid=ECB49AB7FFC1B8D2D509A12BE35C5B0D.1_cid290
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Liste/dl_li_ZAG_Anz_Verb_2017.xlsx?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Pressemitteilung/2017/pm_171129_cfd.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Pressemitteilung/2017/pm_171129_cfd.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Pressemitteilung/2017/pm_170508_cfd.html?nn=7846960
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSI-Financial-Services-News-02-2017.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Images/header_images/FSNews%204_2017%20final.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2095&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2095&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017R2095&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017PC0537&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52017PC0537&from=EN
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sich die Aufsichtsbehörden in den Kollegien bisher nur schwer einigen konn-

ten. Um die Rahmenbedingungen für die Aufsicht interner Modelle anzuglei-

chen, soll mit dem vorliegenden Vorschlag die Rolle der EIOPA gestärkt 

werden. Insbesondere erhält die EIOPA ein Informationsrecht, wenn ein 

vollständiger Antrag für die Nutzung eines (gruppen-)internen Modells den 

Aufsichtsbehörden vorliegt. Bei gruppeninternen Modellen werden die betei-

ligten Aufsichtsbehörden und EIOPA zur Zusammenarbeit verpflichtet. Dabei 

ist die EIOPA sowohl auf Solo- als auch auf Gruppenebene zur Abgabe einer 

Stellungnahme berechtigt, von der die Aufsichtsbehörden nur mittels einer 

schriftlichen Begründung abweichen darf bzw. dürfen.  

EIOPA – Finaler Bericht zu den Leitlinien hinsichtlich der Versicherungsver-

triebsrichtlinie zu komplexen Versicherungsanlageprodukten (EIOPA-BoS-

17/204) vom 11. Oktober 2017 

Mit der Veröffentlichung der Versicherungsvertriebsrichtlinie (Insurance Dis-

tribution Directive – IDD) (vgl. FSNews 4/2015) und deren Transformation 

in nationales Recht (vgl. FSNews 5/2017) werden neue regulatorische An-

forderungen geschaffen, die ab dem 23. Februar 2018 von Versicherungs-

unternehmen zu erfüllen sind. Am 2. Februar 2017 hatte die EIOPA eine öf-

fentliche Konsultation zum Entwurf von Leitlinien zur Versicherungsver-

triebsrichtlinie gestartet (vgl. FSNews 1/2017), mit dem Ziel die Aufsicht 

über Versicherungsanlageprodukte zu harmonisieren. Im Vergleich zum 

Entwurf wurde die Struktur der finalen Leitlinien grundlegend geändert. Ins-

besondere wird nun klarer zwischen den beiden Fällen „Verträge, die als 

nicht komplexe Finanzinstrumente nach MiFID II gelten“ und „andere nicht-

komplexe Versicherungsanlagen“ unterschieden. Darüber hinaus wurden in 

den finalen Leitlinien Änderungen vorgenommen, die dem in der delegierten 

Verordnung zu Basisinformationsblättern verankerten Warnhinweis für kom-

plexe Versicherungsanlageprodukte Rechnung tragen. Außerdem führt das 

Vorliegen eines Überschussbeteiligungssystems bei klassischen Lebensversi-

cherungsprodukten nach Ansicht von EIOPA nicht automatisch zum Vorlie-

gen eines komplexen Produkts, sondern bedarf einer Bewertung des zug-

runden liegenden Mechanismus und von dessen Wirkungen. Nach Überset-

zung der finalen Leitlinien in die Amtssprachen der EU, haben die nationalen 

Aufsichtsbehörden zwei Monate Zeit, über die Übernahme der Leitlinien zu 

entscheiden.  

EIOPA – Erster Satz an Empfehlungen für die EU-Kommission bezüglich 

spezifischer Themen in der delegierten Verordnung zu Solvency II (EIOPA-

BoS-17/280) vom 30. Oktober 2017 

Die EU-Kommission hat die EIOPA hinsichtlich der bei der Ermittlung der 

Solvabilitätskapitalanforderung (SCR) im Rahmen der Standardformel ver-

wendeten Methoden, Annahmen und Parameter um technischen Rat gebe-

ten. Die EIOPA hat nun der Kommission den ersten Satz an Empfehlungen 

zur Verfügung gestellt. Dieser hat folgende Themen zum Gegenstand: 

 Vereinfachung der Berechnung des SCR 

 Unternehmensspezifische Parameter 

 Risikominderungsmaßnahmen 

 Verringerung der Abhängigkeit von externen Ratings 

https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/Final_Report_IDD_guidelines_execution_only.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/Final_Report_IDD_guidelines_execution_only.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/Final_Report_IDD_guidelines_execution_only.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32016L0097
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSN_4_2015.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/FSNews%205_August_2017%20final.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-CP-17-001_IDD_Guidelines_Complex_IBIPs.pdf
https://www2.deloitte.com/content/dam/Deloitte/de/Documents/financial-services/Deloitte_Financial%20Services%20News_01_2017.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-BoS-17-280_First_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-BoS-17-280_First_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-BoS-17-280_First_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
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 Behandlung von Garantien, Exposure gegenüber Garantien Dritter 

sowie gegenüber regionalen Regierungen und Kommunen 

 Verlustabsorptionsfähigkeit latenter Steuern 

 Durchschau-Ansatz bei Investmentvehikeln 

Ende Februar 2018 soll durch die EIOPA zu spezifischen Sachverhalten noch 

eine Aktualisierung erfolgen. Ansonsten ist die Empfehlung final.  

EIOPA – Konsultationspapier zum zweiten Satz an Empfehlungen für die 

EU-Kommission bezüglich spezifischer Themen in der delegierten Verord-

nung zu Solvency II (EIOPA-CP-17-006) vom 6. November 2017 

Im Zusammenhang mit der Überprüfung der Standardformel zur Berech-

nung der Solvabilitätskapitalanforderung bis Ende 2018 hat die EIOPA ein 

Konsultationspapier veröffentlicht. Thematisiert werden in dem zweiten Satz 

v.a. Parameter zur Ermittlung von Kapitalbedarfen in einzelnen Risiko- bzw. 

Subrisikomodulen. Dabei erstreckt sich das Papier sowohl auf versiche-

rungstechnische als auch auf für die Anlage relevante Risiko(sub-)module 

(Markt- und Ausfallrisiko). Daneben werden Fragen nicht-börsennotierter 

Anlageklassen, Vereinfachungen bei der Berechnung des Gegenparteiaus-

fallrisikos, Detailfragen im Kontext des Durchschauprinzips sowie die Be-

rechnung der Risikomarge thematisiert. Abgerundet wird das Konsultations-

papier mit einem Vergleich von Eigenmitteln im Versicherungs- und Ban-

kensektor. Die Konsultationsfrist endet am 5. Januar 2018. Nach dem Kom-

mentierungszeitraum wird das Dokument überarbeitet und Ende Februar 

2018 der EU-Kommission als finale Empfehlung zur Verfügung gestellt.  

EIOPA – Bericht zum Kapitalanlageverhalten (EIOPA-BoS-17/230) 

vom 16. November 2017 

Die EIOPA hat eine Umfrage durchgeführt, um Veränderungen und Trends 

in der Kapitalanlage von Versicherungsunternehmen in den letzten fünf Jah-

ren zu identifizieren. Hintergrund der Umfrage ist das anhaltende Niedrig-

zinsniveau und dessen Auswirkungen auf das Kapitalanlageverhalten der 

Versicherer einschließlich einer möglichen „Suche nach Rendite“. Dabei be-

inhaltet die Untersuchung sowohl qualitative als auch quantitative Aspekte. 

Wichtige Erkenntnisse sind, dass Versicherer zunehmend in illiquide Anla-

gen, wie z.B. nicht-börsennotierte Eigenkapitaltitel und Schuldverschreibun-

gen investieren und ein höheres Exposure gegenüber schlechter gerateten 

festverzinslichen Wertpapieren aufweisen. Außerdem ist die durchschnittli-

che Laufzeit des Anleiheportfolios gestiegen. Bei größeren Gruppen wurden 

zudem vermehrt Investitionen in nicht-traditionelle Anlageklassen wie z.B. 

Infrastruktur, Immobilien und Hypotheken beobachtet.  

BaFin – Konsultation der überarbeiteten Rundschreiben zur Aufstellung ver-

sicherungsmathematischer Gutachten bei Pensionskassen und Pensions-

fonds (Konsultationen 16/2017 und 17/2017) vom 30. November 2017 

Die BaFin hat die beiden Rundschreiben 8/2009 und 9/2008 überarbeitet 

und zur Konsultation gestellt. Die beiden Rundschreiben beinhalten Hin-

weise für die Aufstellung versicherungsmathematischer Gutachten bei Pen-

sionskassen und Pensionsfonds. Für beide novellierten Rundschreiben gilt, 

dass durch die VAG-Novellierung veraltete Gesetzesverweise an die aktuelle 

https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-CP-17-006_Consultation_Paper_on_Second_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-CP-17-006_Consultation_Paper_on_Second_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Consultations/EIOPA-CP-17-006_Consultation_Paper_on_Second_set_of_Advice_on_SII_DR_Review.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/Investment_behaviour_report.pdf
https://eiopa.europa.eu/Publications/Reports/Investment_behaviour_report.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171130_konsultationen_pf_pk.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171130_konsultationen_pf_pk.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2017/meldung_171130_konsultationen_pf_pk.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/rs_0908_versmathgutachpf_va.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Rundschreiben/rs_0809_va_Pensionskassengutachten.html
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Rechtlage angepasst wurden. Darüber hinaus werden für deregulierte Pensi-

onskassen neue Informationspflichten hinsichtlich des kollektiven Teils der 

Rückstellung für Beitragsrückerstattungen nach § 140 Abs. 4 VAG einge-

führt. Außerdem werden für Pensionsfonds zusätzliche Informationspflichten 

für nichtversicherungsförmig gestaltete Zusagen nach dem neuen § 236 

Abs. 2a VAG statuiert bzw. für Zusagen nach § 236 Abs. 2 VAG ergänzt. Die 

Konsultationsfristen endeten am 29. November 2017.  

IAIS – Insurance Capital Standard Version 2.0 vom 2. November 2017 

Die internationale Vereinigung der Versicherungsaufsichtsbehörden (Inter-

national Association of Insurance Supervisors – IAIS) hat mitgeteilt, dass es 

hinsichtlich des Konvergenzprozesses auf dem Weg zu einem einheitlichen 

Kapitalstandard für Versicherungsgruppen (Insurance Capital Standard – 

ICS) zu einer Übereinkunft gekommen ist. Dieser Prozess besteht aus einer 

fünfjährigen Beobachtungsphase und einer anschließenden Implementie-

rungsphase. Die Implementierung des Kapitalstandards wiederum setzt sich 

aus zwei Komponenten zusammen: Zum einen werden obligatorische Be-

richtspflichten aller international agierenden Versicherungsgruppen (IAIGs), 

die in den Anwendungsbereich des ICS fallen, eingeführt. Diese Berichter-

stattung erfolgt auf Basis marktbasierter Bewertung, einheitlicher Kapital-

anforderungen sowie konvergenter Kriterien für qualifizierte Kapitalbestand-

teile. Andererseits wird zusätzlich eine optionale Berichterstattung für den 

Gruppenaufseher ermöglicht, die auf mit lokalen GAAP bewerteten ICS bzw. 

auf Berechnungen mittels interner Modelle beruht.  

IOSCO – Update zum IOSCO Review bezüglich der Implementierung von 

Empfehlungen zu Anreizsystemen bei Verbriefungen (FR 20/2017) 

vom 3. November 2017  

Die internationale Organisation der Wertpapieraufsichtsbehörden (Internati-

onal Organization of Securities Commissions – IOSCO) hatte bereits 2015 

einen Bericht zu einem Review veröffentlicht, der die rechtliche Umsetzung 

der Empfehlungen der Organisation bezüglich Anreizsystemen bei Verbrie-

fungen thematisiert hat. Die wichtigsten Ergebnisse des Reviews wurden an 

das Financial Stability Board (FSB) weitergeleitet. In 2016 und 2017 wurden 

dieser Review wiederholt und die zugehörigen Ergebnisse im vorliegenden 

Update dargestellt. Für Deutschland wurde dabei festgestellt, dass 2016 die 

Empfehlungen der IOSCO durch die Umsetzung von Solvency II übernom-

men und in Kraft gesetzt wurden.  

  

https://www.iaisweb.org/page/news/press-releases/file/69798/2-november-2017-iais-press-release-iais-announces-unified-path-to-convergence-on-ics-version-20
https://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD584.pdf
https://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD584.pdf
https://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD584.pdf
https://www.iosco.org/library/pubdocs/pdf/IOSCOPD504.pdf
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NPL-Management und -Märkte – es ändert sich einiges in 2018 

Man könnte meinen, die Regulatorik habe nun endgültig Non-Performing Lo-

ans (NPL) für sich entdeckt. Verschiedene neue Regularien werden ab 2018 

erheblichen Einfluss auch auf die NPL-Praxis in den Sanierungsabteilungen 

und den Märkten haben. Andere werden vorangetrieben oder verabschiedet 

werden.  

IFRS 9 ante portas – Erstanwendung ab 1. Januar 2018 

Nach langen Diskussionen und hohem Implementierungsaufwand tritt 

IFRS 9 („Financial Instruments“, finaler Stand vom 24. Juli 2014) nun ver-

pflichtend für Berichtsperioden in Kraft, die am oder nach dem 1. Januar 

2018 beginnen. Notleidende Darlehen fallen als Schuldinstrumente, neben 

anderen, unter IFRS 9. 

 IFRS 9 umfasst für Schuldinstrumente nunmehr nur noch zwei Bewertungs-

kategorien: „Fortgeführte Anschaffungskosten“ (Amortised Cost) und „Bei-

zulegender Zeitwert“ (Fair Value, wobei weiter zwischen „Fair Value 

Through Other Comprehensive Income“ und „Fair Value Through Profit or 

Loss“ unterschieden wird). Die Zuordnung zu diesen Kategorien erfolgt 

künftig gemäß IFRS 9.4.1.1 auf Basis des Geschäftsmodells des Unterneh-

mens zur Steuerung finanzieller Vermögenswerte („Halten“, „Halten und 

Verkaufen“ oder „Verkaufen“) und der Eigenschaften der vertraglichen Zah-

lungsströme (SPPI-Kriterium). Die geänderten Regelungen führen dazu, 

dass je nach Produkt-Portfolio bzw. Kategorie Zuordnung die Bewertung di-

verser Finanzinstrumente grundsätzlich umgestellt werden muss.  

 Die frühzeitige Bildung von Risikovorsorge für Kreditrisiken (Impairment) 

auf Basis eines Expected Credit Loss basierten Ansatzes stellt unter IFRS 9 

eine der wesentlichen Änderungen zum bisherigen, auf eingetretene Ver-

luste (Incurred Loss) fokussierten Impairment-Modell gemäß IAS 39 dar. 

Künftig wird also für Wertminderungen auch schon auf erwartete Verluster-

eignisse (Expected Credit Loss) abstellt. Wie weit in die Zukunft diese Er-

wartungswerte zu ermitteln sind, hängt von der Kreditqualität ab, nach der 

Kredite zu jedem Stichtag in ein sogenanntes „Drei-Stufen-Modell“ einzu-

ordnen sind. Die Stufenzuordnung hat dabei über verschiedene quantitative 

und qualitative Kriterien zu erfolgen, was zu hoher Komplexität führen 

kann. Die für NPL überwiegend relevante zweite und dritte Stufe impliziert 

die Ermittlung von Erwartungswerten über die gesamte Kreditlaufzeit 

(Lifetime Expected Credit Loss). Im Ergebnis führt das neue Impairment-

Verfahren also dazu, dass Wertberichtigungen für NPL tendenziell erheblich 

ausgeweitet werden müssen. 

Bezüglich des Verkaufs von NPL Portfolios gelten für die Frage der Ausbu-

chung von Forderungen im Rahmen einer NPL Transaktion die gegenüber 

IAS 39 inhaltlich unveränderten Vorschriften. Ergänzend ist relevant, ob das 

Engagement, das verkauft werden soll, zuvor dem Geschäftsmodell „Halten“ 

zugeordnet wurde. Verkäufe aufgrund einer Verschlechterung der Kredit-

qualität – wie dies bei NPL-Portfolios regelmäßig der Fall sein dürfte – sind 

i.d.R. unschädlich für das „Halten“-Geschäftsmodell. Hier können jedoch 

Finanzaufsicht 

 

 

Carsten Ziegler 

 

Tel: +49 40 32080 4842 

cziegler@deloitte.de 

Philipp von Websky 

 

Tel: +49 211 8772 3867 

pvonwebsky@deloitte.de 

mailto:cziegler@deloitte.de
mailto:pvonwebsky@deloitte.de


 

24 
 

Auslegungsfragen in den Fokus rücken. Verkäufe zur Steuerung von Kre-

ditrisikokonzentrationen etwa fallen nicht unter diese Regelung. Auf Käufer-

seite kommen die Regelungen zu Purchased or Originated Credit Impaired 

Financial Assets“ (POCI) hinzu. 

EZB-Leitfaden zu NPL – anwendbar ab 2017/2018 

Der EZB-Leitfaden zu NPL (vgl. hier m.w.N.) wurde im März 2017 veröffent-

licht, im Oktober wurde eine Ergänzung heraus gebracht. Die EZB formuliert 

hierin ihre Empfehlungen zum Umgang mit NPL in Bankbilanzen. Die NPL-

Bestände sollen unter Anwendung eines einheitlichen Ansatzes und einheit-

licher Definitionen reduziert und somit die Aktivaqualität der Banken ver-

bessert werden. Die Erwartungen der Aufsicht bezüglich eines Mindestma-

ßes an Risikovorsorge für neue NPL sorgten bereits für erhebliche Diskussi-

onen bei Banken und in EU-Gremien. Demnach wäre für Kredite, welche ab 

dem 1. Januar 2018 einen NPL-Status erhalten, nach spätestens zwei Jah-

ren eine vollständige Deckung für den unbesicherten Teil der NPL vorzuhal-

ten und für den besicherten Teil nach spätestens sieben Jahren. 

Aus dem Leitfaden ergeben sich zahlreiche neue Anforderungen für die NPL-

Praktiker in Banken und Auswirkungen auf die NPL-Sekundärmärkte. Die 

Freiwilligkeit, den Empfehlungen der Aufsicht zu folgen, die diese gleichzei-

tig mit dem Wort „Erwartung“ untermauert, ist de facto begrenzt. Keine 

Bank mit maßgeblichem NPL-Bestand wird sich jedoch gänzlich diesen An-

forderungen entziehen können.  

EBA-Leitfaden zur PD-/LGD-Schätzung und Behandlung ausgefalle-

ner Forderungen 

Als Teil der Überprüfung des IRB-Ansatzes, um ungerechtfertigte Variabili-

täten der Ergebnisse interner Modelle zu minimieren, hat die EBA nunmehr 

im November 2017 den finalen Leitfaden erlassen. Mittelfristig kommt er-

heblicher Umstellungsbedarf auf die IRB-Banken zu. Die EBA selbst schlägt 

einen Implementierungshorizont bis Ende 2020 vor.  

Aktionsplan der EU-Finanzminister und Konsultation der EU-Kom-

mission 

Aber auch der Förderung der Sekundärmärkte hat man sich gewidmet. So 

haben die EU-Finanzminister einen fokussierten Aktionsplan initiiert und die 

EU-Kommission eine Konsultation zu NPL-Sekundärmärkten gestartet. Die 

Initiativen sind aus der Erkenntnis erwachsen, dass nicht nur gutes Ma-

nagement, Früherkennung und Bewertung im Rahmen der NPL-Behandlung 

notwendig sind, sondern auch die gut etablierte Möglichkeit, sich ganz von 

notleidenden Krediten trennen zu können. Die Diskussion wird 2018 weiter-

geführt werden, was mit Spannung erwartet werden darf. 

Die Fülle an Änderungen wird einerseits die Sanierungsabteilungen 2018 in 
Atem halten und hat andererseits das Potenzial, den Sekundärmarkt für NPL 
deutlich zu beleben.  
  

https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/non-performing-loans.html
https://www.eba.europa.eu/regulation-and-policy/model-validation/guidelines-on-pd-lgd-estimation-and-treatment-of-defaulted-assets
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/npl-aktionsplan-der-eu-finanzminister-und-konsultation-der-eu-kommission.html
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Neue Anforderungen an die nichtfinanzielle Berichterstattung  

Mit dem sog. CSR-Richtlinien-Umsetzungsgesetz wurden die Regelungen 

der EU-Richtlinie 2014/95/EU in nationales Recht umgesetzt. Die Neurege-

lungen sind auf Geschäftsjahre verpflichtend anzuwenden, die nach dem 

31. Dezember 2016 beginnen, und betreffen im Wesentlichen Angaben 

nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen durch be-

stimmte große Unternehmen und Gruppen. Da Investorenentscheidungen 

zunehmend auch an nichtfinanziellen Angaben gemessen werden, konzent-

rieren sich die Änderungen auf handelsrechtliche Vorgaben in Bezug auf die 

unternehmerische Berichterstattung und Transparenz. 

Daher müssen künftig u.a. Institute nach § 340a Abs. 1a HGB eine nichtfi-

nanzielle Erklärung erstellen, wenn sie in entsprechender Anwendung des 

§ 267 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 bis 5 HGB als groß gelten und im Jahres-

durchschnitt mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigten. Betroffen sind Kre-

ditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Zahlungsdienstleistungsinsti-

tute nach § 340 Abs. 1, 4 und 5 HGB. Auf die tatsächliche Rechtsform des 

Instituts kommt es insofern nicht an. Da für Institute die Größenklassende-

finition grundsätzlich keine Anwendung findet, muss neben der durch-

schnittlichen Zahl der 500 Arbeitnehmer mindestens eines der Größenklas-

senkriterien nach § 267 Abs. 3 S. 1 iVm Abs. 2 und 4 HGB analog erfüllt 

sein (vgl. BT-Drs. 18/9982 S. 61). Das bedeutet, dass auch solche Unter-

nehmen keine entsprechende Erklärung abzugeben haben, die zwar mehr 

als 500 Arbeitnehmer beschäftigen, nicht jedoch die Größenklassenkriterien 

von 20 Mill. Euro Bilanzsumme oder 40 Mill. Euro Umsatzerlöse überschrei-

ten. 

Die betroffenen Institute haben in ihrem Lagebericht eine nichtfinanzielle 

Erklärung nach den §§ 289c bis 289e HGB abzugeben, sofern sie keinen ge-

sonderten nichtfinanziellen Bericht erstellen oder die Erklärung nicht in den 

Konzernlagebericht bzw. in einen gesonderten nichtfinanziellen Konzernbe-

richt einbezogen wird, der nach Maßgabe der 2014/95/EU erstellt wird. Wird 

die Erklärung bzw. der gesonderte Bericht einer inhaltlichen Überprüfung 

unterzogen, ist das Urteil zu veröffentlichen. 

Gemäß § 289c HGB n.F. sind neben dem Geschäftsmodell auch Aspekte zu 

beschreiben, die für das Verständnis des Geschäftsverlaufs und des Ge-

schäftsergebnisses relevant sind. Verbunden damit muss das Unternehmen 

seine verfolgten Konzepte einschließlich der angewandten Due Diligence 

Prozesse, daraus erzielter Ergebnisse, wesentlicher Risiken im Zusammen-

hang mit der eigenen Geschäftstätigkeit, Geschäftsbeziehungen, Produkten 

und Dienstleistungen sowie bedeutsamster nichtfinanzieller Leistungsindika-

toren darlegen. Darüber hinaus ist u.a. über Umwelt- und Arbeitnehmerbe-

lange sowie die Wahrung der Sozialbelange und Menschenrechte zu berich-

ten. Ebenso sind Angaben zur Bekämpfung von Korruption und Bestechung 

zu machen. Negative Angaben zu künftigen Entwicklungen sind unter be-

sonderen Voraussetzungen (§ 289e HGB) entbehrlich, wobei das Vorliegen 

dieser Voraussetzungen bei jeder nichtfinanziellen Erklärung erneut zu prü-

fen ist.  
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Letztendlich müssen berichtspflichtige Unternehmen gemäß § 289d HGB an-

geben, ob sie für die Erstellung der Erklärung ein Rahmenwerk, etwa den 

Deutschen Nachhaltigkeitskodex (DNK), genutzt haben. Die Anforderungen 

an die Berichterstattung werden durch unverbindliche Leitlinien der 

EU-Kommission konkretisiert, die ihrerseits durch einen Frage- und Ant-

wortkatalog ergänzt werden. Hilfestellung bei der Erstellung der nichtfinan-

ziellen Erklärung bietet auch das Positionspapier zu Pflichten und Zweifels-

fragen des IDW.  

Bestimmte betroffene Institute haben gemäß § 340a Abs. 1b HGB künftig 

Informationen zu ihrem Diversitätskonzept in ihrer Erklärung zur Unterneh-

mensführung nach § 289f Abs. 2 Nr. 6 iVm § 340a Abs. 1a HGB darzustel-

len. Diese Anforderungen werden auf börsennotierte Aktiengesellschaften 

und Aktiengesellschaften beschränkt, die ausschließlich andere Wertpapiere 

als Aktien an einem organisierten Markt emittiert haben. Auf die Arbeitneh-

meranzahl kommt es an dieser Stelle nicht entscheidend an, so dass kapi-

talmarktorientierte Unternehmen auch dann entsprechende Ausführungen 

zum Diversifikationskonzept in den Lagebericht bzw. gesonderten nichtfi-

nanziellen Bericht aufzunehmen haben, wenn sie zwar weniger als 500 Ar-

beitnehmer beschäftigen, jedoch die nach § 267 Abs. 3 S. 1 HGB für große 

Kapitalgesellschaften geltenden Größenklassenkriterien überschreiten 

(vgl. BT-Drs. 18/9982 S. 54 und 61). Verfolgt die Gesellschaft kein Diversi-

tätskonzept, hat sie dies zu erläutern (§ 289f Abs. 5 HGB). 

Die Erklärung zur Unternehmensführung einschließlich des Diversitätskon-

zepts hat insb. Ausführungen zur Zusammensetzung der vertretungsbe-

rechtigten Organe und des Aufsichtsrats zu umfassen. Die Angaben bezie-

hen sich u.a. auf Alter, Geschlecht, Bildungs- und Berufshintergrund 

(vgl. BT-Drs. 18/9982 S. 69). Außerdem müssen die Ziele des Diversifikati-

onskonzepts, die Art und Weise seiner Umsetzung sowie die bereits erreich-

ten Ergebnisse erläutert werden. Dies betrifft die Ebenen des Vorstandes 

und die beiden Führungsebenen unterhalb des Vorstands sowie den Auf-

sichtsrat (vgl. BT-Drs. 18/9982 S. 53).  

Institute, die Mutterunternehmen sind, haben eine entsprechende nichtfi-

nanzielle Erklärung bzw. einen gesonderten nicht finanziellen Bericht auch 

für den Konzern zu erstellen, sofern die Größenklassenkriterien für die 

Pflicht zur Erstellung eines Konzernjahresabschlusses überschritten sind und 

insgesamt im Jahresdurchschnitt mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigt 

waren. Etwas anderes gilt nur, sofern das Mutterinstitut zugleich als Toch-

terunternehmen in den Konzernabschluss eines anderen Mutterunterneh-

mens, für dessen Erstellung die Vorschriften aus EU/2014/95 zu beachten 

sind, bzw. in einen vom übergeordneten Mutterunternehmen erstellten ge-

sonderten nichtfinanziellen Konzernbericht einbezogen wird. Der Mindestin-

halt der Erklärung orientiert sich an den Vorgaben für Einzelunternehmen 

nach § 289c bis § 289e HGB.  

  

http://www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de/fileadmin/user_upload/dnk/dok/kodex/DNK_Broschuere_2017.pdf
http://www.google.de/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=2&cad=rja&uact=8&ved=0ahUKEwjY1orZl83VAhVPHRQKHUoKCcoQFggtMAE&url=http%3A%2F%2Feuropa.eu%2Frapid%2Fpress-release_MEMO-17-1703_de.pdf&usg=AFQjCNEIF5lVMmAXwTuM7-lMTfLH6vMAxA
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-17-1703_en.htm?locale=en
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-17-1703_en.htm?locale=en
https://www.idw.de/blob/101498/30d545b52d2fcc5d71a71035b8336a70/down-positionspapier-csr-data.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/099/1809982.pdf
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Kapitalmarktorientierte Mutterinstitute oder börsennotierte Kommanditge-

sellschaften auf Aktie, die Mutterinstitut sind, haben darüber hinaus eine 

Konzernerklärung zur Unternehmensführung abzugeben, in der auch Aus-

führungen zum Diversitätskonzept entsprechend § 289f Abs. 2 Nr. 6 HGB 

für den Konzern enthalten sind (§ 340i Abs. 6 HGB). 

Der Aufsichtsrat hat nach § 171 Abs. 1 S. 4 AktG auch den gesonderten 

nichtfinanziellen (Konzern-)Bericht zu prüfen.  

Verstöße gegen die neuen Berichtspflichten können gemäß den Straf- und 

Bußgeldvorschriften mit teilweise empfindlichen Ordnungsgeldern geahndet 

werden.  

Insgesamt sind die Angabepflichten recht komplex und betreffen auch sen-

sible Unternehmensdaten. Auch vor dem Hintergrund der besonderen Auf-

merksamkeit externer Prüfungsinstitutionen (u.a. der DPR) erscheint es rat-

sam, den Inhalt der Erklärungen auf Einzel- und Konzernebene gesondert 

prüfen zu lassen. Wir unterstützen Sie gerne bei inhaltlichen Fragestellun-

gen und bei der Erstellung von (Konzern-)Erklärungen und (Konzern-)Be-

richten. 
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Institute und Unternehmen 

Die nachfolgende Übersicht informiert über Änderungen hinsichtlich Institu-

ten und Unternehmen: 

Inhalt  Institution Stand 

Andere systemrelevante Institute (EU)  

(Aktualisierung) 

EBA 15.03.2017 

Öffentlich-rechtliche Unternehmen, die gemäß 

Art. 116 Abs. 4 CRR als Zentral- bzw. Regional-

regierungen behandelt werden 

(Aktualisierung) 

EBA 15.10.2017 

Zentrale Gegenparteien aus Drittstaaten, die  

anerkannt sind, ihre Dienste und Geschäfte  

innerhalb der Union anzubieten 

(Aktualisierung) 

ESMA 09.10.2017 

Beaufsichtigte Institute 

(Aktualisierung) 

EZB 15.11.2017 

Bedeutende beaufsichtigte Unternehmen 

(Aktualisierung) 

EZB 01.01.2017 

Liste globalsystemrelevanter Banken  

für 2017 (G-SIBs) 

(Veröffentlichung) 

FSB 21.11.2017 

Liste der global systemrelevanten  

Versicherer (G-SIIs) 

(Aktualisierung) 

FSB 21.11.2017 

 

  

Sonstige aufsichtliche  
Veröffentlichungen 

http://www.eba.europa.eu/risk-analysis-and-data/other-systemically-important-institutions-o-siis-/2016
https://www.eba.europa.eu/documents/10180/585167/List+of+public+sector+entities+treated+as+exposures+to+regional+governments%2C%20local+authorities+or+central+governments+%28Article+116+CRR%29
https://www.eba.europa.eu/documents/10180/585167/List+of+public+sector+entities+treated+as+exposures+to+regional+governments%2C%20local+authorities+or+central+governments+%28Article+116+CRR%29
https://www.eba.europa.eu/documents/10180/585167/List+of+public+sector+entities+treated+as+exposures+to+regional+governments%2C%20local+authorities+or+central+governments+%28Article+116+CRR%29
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/third-country_ccps_recognised_under_emir.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/third-country_ccps_recognised_under_emir.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/third-country_ccps_recognised_under_emir.pdf
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/list_of_supervised_entities_201611.en.pdf?a9caa144fa232a75fb36cf1213edd990
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/list_of_supervised_entities_201701.en.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/P211117-1.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/P211117-1.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/P211117-2.pdf
http://www.fsb.org/wp-content/uploads/P211117-2.pdf
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Technische Standards und Anweisungen  

In der nachfolgenden Übersicht sind u.a. aktuelle Verfahrensstände zu ein-

zelnen technischen Standards sowie meldetechnische Vorgaben der Auf-

sichtsbehörden zusammengestellt (Auswahl): 

Inhalt  Institution Stand 

MiFID I, MiFID II und MiFIR 

(Aktualisierung)  

EU- 

Kommission 

01.02.2017 

Übersicht über die Ermächtigung der  

EU-Kommission für Level 2-Maßnahmen 

(Veröffentlichung) 

EU- 

Kommission 

26.09.2017 

Technische Standards nach Verfahrensstand 

(Aktualisierung) 

ESMA 10.01.2017 

Leitlinien nach Verfahrensstand 

(Aktualisierung) 

ESMA 02.10.2017 

FIRDS Anleitung für das Transparenz-Reporting 

(Veröffentlichung) 

ESMA 05.09.2017 

 

Weitere Veröffentlichungen 

In der nachfolgenden Übersicht sind ausgewählte Veröffentlichungen zu ver-

schiedenen aktuellen aufsichtlichen Themen zusammengestellt: 

Inhalt  Institution Stand 

LSI-Überwachung innerhalb des SSM 

(Veröffentlichung) 

EZB 08.11.2017 

Liste für harte Kernkapital- 

instrumente (CET1) 

(Aktualisierung) 

EBA 17.11.2017 

Validierungsregeln 

(Aktualisierung) 

EBA 20.11.2017 

DPM- und XBRL-Taxonomie 2.7 zur Übermitt-

lung von aufsichtsrechtlichen Berichten 

(Aktualisierung) 

EBA 15.11.2017 

CSD-Register/Zentralverwahrer-Verzeichnis 

(ESMA70-151-889) 

(Veröffentlichung) 

ESMA 17.11.2017 

SFD Designated Payment- und Wertpapier- 
abrechnungssystem 
(ESMA70-708036281-86) 
(Aktualisierung) 

ESMA 17.11.2017 

Musteranschreiben Hinterlegung Vermögensan-

lagen-Informationsblatt ohne Verkaufsprospekt 

BaFin 02.11.2017 

http://ec.europa.eu/finance/securities/docs/isd/mifid/its-rts-overview-table_en.pdf
http://ec.europa.eu/finance/securities/docs/isd/mifid/its-rts-overview-table_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/node/11713/
https://ec.europa.eu/info/node/11713/
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/technical_standards.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma_guidelines.pdf
https://www.esma.europa.eu/file/23000/download?token=i1-WWUWG
https://www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.reportlsisupervision2017.en.pdf?aee5e4221a91869d7305ad126973a851
http://www.eba.europa.eu/-/eba-updates-list-of-cet1-instrumen-1
http://www.eba.europa.eu/-/eba-updates-list-of-cet1-instrumen-1
http://www.eba.europa.eu/documents/10180/1738006/EBA+Validation+Rules
http://www.eba.europa.eu/-/eba-republishes-dpm-and-xbrl-taxonomy-2-7-for-remittance-of-supervisory-reporting
http://www.eba.europa.eu/-/eba-republishes-dpm-and-xbrl-taxonomy-2-7-for-remittance-of-supervisory-reporting
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-151-889_csd_register.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-151-889_csd_register.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/designated_payment_and_securities_settlement_systems.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/designated_payment_and_securities_settlement_systems.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/designated_payment_and_securities_settlement_systems.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Formular/WA/fo_170801_VIB_MusterAnschreibenOhneVerkaufsProspekt.doc?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Formular/WA/fo_170801_VIB_MusterAnschreibenOhneVerkaufsProspekt.doc?__blob=publicationFile&v=10
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vom 02.08.2017 

(Aktualisierung) 

Merkblatt zur Bereichsausnahme für die Ver-

mittlung von Investmentvermögen und Vermö-

gensanlagen 

(Aktualisierung) 

BaFin 02.11.2017 

Informationsblatt Elektronische  

Korrekturbenachrichtigung des  

Millionenkreditmeldewesens 

(Veröffentlichung) 

Deutsche  

Bundesbank 

07.11.2017 

EFRAG Bestätigungsstatusbericht 

(Veröffentlichung) 

DSRC 10.11.2017 

EU Endorsement Status Report 

(Veröffentlichung) 

DSRC 10.11.2017 

Ausgewählte Frage- und Antwortkataloge (FAQ) 

Die nachfolgende Übersicht enthält eine Auswahl neu veröffentlichter und 

aktualisierter Frage- und Antwortkataloge des letzten halben Jahres, die bei 

der Umsetzung der aufsichtlichen Vorgaben Hilfestellungen bieten können: 

Inhalt  Institution Stand 

MiFID II – Interim Transparenz- 

berechnungen (ESMA50-164-677) 

(Veröffentlichung) 

ESMA 18.10.2017 

MiFID II/MiFIR – Investorschutz und 

Vermittler (ESMA35-43-349) 

(Aktualisierung) 

ESMA 03.10.2017 

MiFID II/MiFIR – Marktstrukturen 

(ESMA70-872942901-38) 

(Veröffentlichung) 

ESMA 15.11.2017 

MiFID II/MiFIR – Rohstoffderivate  

(ESMA70-872942901-28) 

(Aktualisierung) 

ESMA 14.11.2017 

Transparenzthemen nach MiFID II/MiFIR 

ESMA/2016/1424;ESMA70-872942901-35 

(Aktualisierung) 

ESMA 15.11.2017 

MiFID II/MiFIR – Datenmeldung 

(Aktualisierung) 

ESMA 14.11.2017 

Produktinterventionen nach MiFIR 

(Veröffentlichung) 

ESMA 28.06.2017 

Anwendung der MAR  

(ESMA70-21038340-40, ESMA70-145-111) 

(Aktualisierung) 

ESMA 23.11.2017 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Downloads/DE/Formular/WA/fo_170801_VIB_MusterAnschreibenOhneVerkaufsProspekt.doc?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/mb_150416_ausnahme_investmentfondsvermittlung.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/mb_150416_ausnahme_investmentfondsvermittlung.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Merkblatt/mb_150416_ausnahme_investmentfondsvermittlung.html
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_elektronische_korrekturbenachrichtigung_des_millionenkredit_meldewesens.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_elektronische_korrekturbenachrichtigung_des_millionenkredit_meldewesens.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Aufgaben/Bankenaufsicht/Informationen_Merkblaetter/informationsblatt_elektronische_korrekturbenachrichtigung_des_millionenkredit_meldewesens.pdf?__blob=publicationFile
https://www.drsc.de/news/efrag-endorsement-status-report-8/
https://www.drsc.de/app/uploads/2017/11/171110_EFRAG_EU_endorsement_report.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-164-677_mifid_ii_itc_faq.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma50-164-677_mifid_ii_itc_faq.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma35-43-349_mifid_ii_qas_on_investor_protection_topics.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma35-43-349_mifid_ii_qas_on_investor_protection_topics.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-38_qas_markets_structures_issues.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-38_qas_markets_structures_issues.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-28_cdtf_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-28_cdtf_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-35_qas_transparency_issues.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-872942901-35_qas_transparency_issues.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-1861941480-56_qas_mifir_data_reporting.pdf
https://www.esma.europa.eu/policy-activities/mifid-ii-and-investor-protection/mifir-product-intervention-powers
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-145-111_qa_on_mar.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-145-111_qa_on_mar.pdf
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Umsetzung der Anforderungen nach  

EMIR (ESMA70-1861941480-52) 

(Aktualisierung) 

ESMA 20.11.2017 

Umsetzung der AIFMD (ESMA34-32-352)  

(Aktualisierung) 

ESMA 05.10.2017 

Anwendung der OGAW-Richtlinie  

(UCITS-Directive) (ESMA34-43-392)  

(Aktualisierung) 

ESMA 05.10.2017 

Benchmark Regulation (BMR) 

(ESMA70-145-114) 

(Aktualisierung) 

ESMA 29.09.2017 

Leitlinien für alternative  

Leistungsmaßahmen (APMs) 

(Aktualisierung) 

ESMA 30.10.2017 

Umsetzung der CSDR zur Verbesserung der 

Wertpapierabwicklung in der EU und bei Zent-

ralverwahrern (ESMA70-708036281-2) 

(Veröffentlichung) 

ESMA 04.10.2014 

Umsetzung der Ratingverordnung 

(ESMA33-5-87) 

(Aktualisierung) 

ESMA 20.11.2017 

Auslagerung gemäß § 36 KAGB 

(Veröffentlichung) 

BaFin 15.11.2017 

Kreditrisiko - Reduzierung der Eigenmittelan-

forderungen für das Kreditrisiko von Risikoposi-

tionen gegenüber KMU 

(Veröffentlichung) 

BaFin 13.11.2017 

Positionslimits für Warenderivate 

(Aktualisierung) 
BaFin 29.11.2017 

  

https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-1861941480-52_qa_on_emir_implementation.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-1861941480-52_qa_on_emir_implementation.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-32-352_qa_aifmd.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-43-392_qa_ucits_directive.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma34-43-392_qa_ucits_directive.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-145-114_qas_on_bmr.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-145-114_qas_on_bmr.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/qa_on_esma_guidelines_on_alternative_performance_measures_.pdf_0.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/qa_on_esma_guidelines_on_alternative_performance_measures_.pdf_0.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/qa_on_esma_guidelines_on_alternative_performance_measures_.pdf_0.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-708036281-2_csdr_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-708036281-2_csdr_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-708036281-2_csdr_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma70-708036281-2_csdr_qas.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma33-5-87_questions_and_answers_on_the_implementation_of_the_regulation_eu_no_463_2013_on_credit_rating_agencies.pdf
https://www.esma.europa.eu/sites/default/files/library/esma33-5-87_questions_and_answers_on_the_implementation_of_the_regulation_eu_no_463_2013_on_credit_rating_agencies.pdf
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/FAQ/faq_kagb_36_auslagerung_130710.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/EBA_QA/eba_qa_2016_3012_kreditrisiko.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/EBA_QA/eba_qa_2016_3012_kreditrisiko.html
https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Auslegungsentscheidung/EBA_QA/eba_qa_2016_3012_kreditrisiko.html
https://www.bafin.de/DE/Aufsicht/BoersenMaerkte/PositionslimitsWarenderivate/positionslimits_warenderivate_node.html
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Interest Rate  

Risk in the Bank-

ing Book: 2017 

Deloitte Survey 

Taking a closer  

look to the BCBS 

Standards 
 

BCBS #239: the 

transformation  

towards the  

compliance 

Based on Deloitte’s 

EMEA Survey  

September 2017 

Nach einer Konsultation der Verbände und einer längeren Entwurfsphase hat 

die BaFin am 27. Oktober 2017 die fünfte MaRisk-Novelle veröffentlicht. 

Das Poster steht in deutscher und englischer Fassung zum Download bereit. 

Auf Wunsch können Sie das Schaubild hier auch gerne als Poster im 

DIN A1-Format kostenfrei bestellen 

 

MaRisk für 

Banken 

Schaubild 

(neu) 
 

SREP 

Schaubild 

Veranstaltungen 

Blockchain in Securitisation and other Credit Treasury  

transactions 

17. Januar 2018 - Düsseldorf 

Kontakt: Philipp von Websky, Tel. + 49 211 8772 3867. 

Weitere Informationen finden Sie hier. 

Neues Schaubild - MaRisk für Banken 

 

 

 

 

Ausgewählte Publikationen und weiterführende Informationen 

 

 

 

 

 

Weitere Details zu ausgewählten aufsichtlichen Themen auf EU-Ebene stellt 

Ihnen unser Centre for Regulatory Strategy hier zur Verfügung. 

Weiterführende Informationen zum Thema IAS PLUS finden Sie hier. 

 

 

 

 

 

RADAR goes mobile - auch als RADAR-APP 

 In Koorperation mit: 

 

  

Veranstaltungen und  
Publikationen 

https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/gx-interest-rate-risk-in-banking-book.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/gx-interest-rate-risk-in-banking-book.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/gx-interest-rate-risk-in-banking-book.html
https://www2.deloitte.com/cy/en/pages/financial-services/articles/bcbs-239-the-transformation-towards-the-compliance.html
https://www2.deloitte.com/cy/en/pages/financial-services/articles/bcbs-239-the-transformation-towards-the-compliance.html
https://www2.deloitte.com/cy/en/pages/financial-services/articles/bcbs-239-the-transformation-towards-the-compliance.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/audit/articles/marisk-ueberblick.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/audit/articles/marisk-ueberblick.html
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/der-neue-srep.html
mailto:pvonwebsky@deloitte.de
https://www2.deloitte.com/de/de/pages/financial-services/articles/save-the-date-blockchain-in-securitisation-and-other-credit-treasury-transactions.html
https://www2.deloitte.com/uk/en/pages/financial-services/topics/centre-for-regulatory-strategy-emea.html
https://www.iasplus.com/de
https://www.voeb-service.de/informationsdienste/radarapp/
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Hinweis 

Bitte schicken Sie eine E-Mail an info-fsi@deloitte.de, wenn Sie Fragen zum 

Inhalt haben, wenn dieser Newsletter an andere oder weitere Adressen ge-

schickt werden soll oder Sie ihn nicht mehr erhalten wollen. 
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